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Urnen fehlen. Wenn sich die Geschäftsführer darum
kümmern könnten! � Jetzt sind die Urnen ordentlich be-
setzt. Ich eröffne die Abstimmung.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine
Stimme gleichwohl nicht abgegeben hat? � Hat jemand 
jemanden gesehen, der seine Stimme noch nicht abgege-
ben hat?

(Zuruf des Abg. Alexander Ulrich [DIE
LINKE])

� Auch der Kollege Ulrich kennt niemanden, der seine
Stimme nicht abgegeben hat. � Dann schließe ich hier-
mit die Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen
und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen.

Ich weise darauf hin, dass es eine Reihe von Erklärun-
gen nach § 31 unserer Geschäftsordnung gibt, die wir
wie immer dem Protokoll beifügen.1)

Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung wird Ih-
nen später bekannt gegeben.2)

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Ent-
schließungsanträge, zunächst zum Entschließungsantrag
der Fraktion Die Linke auf der Drucksache 17/12186.
Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? � Wer 
stimmt dagegen? � Wer enthält sich? � Der Entschlie-
ßungsantrag ist mehrheitlich abgelehnt.

Wir kommen zum Entschließungsantrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen auf der Drucksache 17/12187.
Wer stimmt diesem Entschließungsantrag zu? � Wer 
stimmt dagegen? � Wer enthält sich? � Auch dieser Ent-
schließungsantrag ist abgelehnt, wobei es eigentlich
ganz schön wäre, wenn diejenigen, die anwesend sind,
sich auch an den Abstimmungen beteiligen würden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Es würde die Übersichtlichkeit über die Mehrheitsver-
hältnisse enorm befördern.

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 c auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jan van
Aken, Wolfgang Gehrcke, Christine Buchholz,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE
LINKE

Keine Rüstungsexporte als Instrument der
Außenpolitik � Exportverbot jetzt durchsetzen

� Drucksache 17/10842 �

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f)
Auswärtiger Ausschuss (f)
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Federführung strittig

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung

Bericht der Bundesregierung über ihre Ex-
portpolitik für konventionelle Rüstungsgüter
im Jahr 2011
(Rüstungsexportbericht 2011)

� Drucksache 17/11785 �

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f)
Auswärtiger Ausschuss
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Tech-
nologie (9. Ausschuss)

� zu dem Antrag der Abgeordneten Klaus 
Barthel, Heidemarie Wieczorek-Zeul, Edelgard
Bulmahn, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der SPD

Frühzeitige Veröffentlichung der Rüstungs-
exportberichte sicherstellen � Parlaments-
rechte über Rüstungsexporte einführen

� zu dem Antrag der Abgeordneten Katja Keul, 
Volker Beck (Köln), Marieluise Beck (Bre-
men), weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Rüstungsexporte kontrollieren � Frieden 
sichern und Menschenrechte wahren

� Drucksachen 17/9188, 17/9412, 17/12098 �

Berichterstattung:
Abgeordneter Erich G. Fritz

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache 90 Minuten vorgesehen. � Widerspruch 
dazu höre ich nicht. Also können wir so verfahren.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem
Kollegen Dr. Gregor Gysi für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Frage
des Waffenexports aus Deutschland ist in Anbetracht un-
serer Geschichte meines Erachtens eine herausragende
Frage. Wir hätten eigentlich nach dem Zweiten Welt-
krieg den Schluss ziehen müssen, nie wieder an Kriegen
verdienen zu wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir diesen Schluss gezogen hätten, hätten wir
Waffenexporte aus Deutschland gänzlich und für alle
Zeiten verboten. Das hätten auch alle Nachbarn verstan-
den.

Interessant ist, was in Deutschland gar nicht diskutiert
wird: dass Japan � bekanntlich auch ein Aggressor im 
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Zweiten Weltkrieg � exakt diesen Schluss gezogen hat 
und bis heute keine Waffenexporte durchführt.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Argumente, dass man dann politisch und ökono-
misch kein Gewicht habe, sind doch durch Japan wider-
legt. Japan hat großes Gewicht, ohne Waffenexporteur
zu sein.

In Art. 26 unseres Grundgesetzes ist festgehalten, wie
sehr wir Angriffskriege verurteilen. Jedes Jahr sterben
weltweit 500 000 Menschen durch Waffengewalt � das ist 
jede Minute ein Mensch. Auch deutsche Waffen werden
dabei benutzt. 2011 hat die Bundesregierung � ich bitte 
Sie, das weiß kaum jemand in der Öffentlichkeit � Waf-
fenexporte in 125 Länder im Gesamtwert von 10,8 Mil-
liarden Euro genehmigt. Seit 2006 gibt es Exportgeneh-
migungen von durchschnittlich 8 Milliarden Euro pro
Jahr.

Bei der Frage von Rüstungsexporten gibt es eine
Große Koalition; ich muss das so sagen. Ob Union, SPD,
FDP oder Grüne: Sie alle haben immer gemeinsam diese
Exporte genehmigt und fortgeführt. Deutschland nimmt
auf der Liste der größten Waffenexporteure der Erde den
dritten Platz ein. Das heißt, es gibt zwei Länder, die
mehr Waffen exportieren als Deutschland. Das sind die
USA und Russland. Alle anderen Länder � beispiels-
weise China, Großbritannien, Frankreich � verkaufen 
weniger Waffen als Deutschland. Ich sage: Fast jede
deutsche Waffe darf in fast jedes Land der Welt verkauft
werden.

Jetzt nenne ich Ihnen eine Zahl, die die meisten in der
Öffentlichkeit überhaupt nicht kennen. Im Jahre 2011
gab es bei dem berühmten Bundessicherheitsrat, der ja
zu entscheiden hat, ob ein Rüstungsexport genehmigt
wird, 17 586 Anträge auf Genehmigung des Exports von
Waffen.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Von
Rüstungsgütern!)

Wissen Sie, wie viele abgelehnt worden sind? Von
17 586 Anträgen wurden 105 abgelehnt. Das sind gut
0,5 Prozent. Und da wird immer behauptet, Sie behan-
delten das restriktiv. Sie genehmigen ja fast jeden An-
trag.

(Beifall bei der LINKEN)

Da muss man schon ein riesiges Glück haben, wenn man
mal einen Antrag nicht genehmigt bekommt.

Interessant ist auch: Was sind eigentlich die 20 Top-
länder, die die meisten Rüstungsgüter im Jahre 2011 be-
kommen haben? Ich sage Ihnen: Darunter sind die Verei-
nigten Arabischen Emirate, sie sind auf Platz drei � eine 
tolle Demokratie. Irak: Platz sechs � eine tolle Demokra-
tie. Algerien: Platz acht � ein Beispiel für Demokratie. 
Saudi-Arabien: Platz zwölf. Ein Land der Menschen-
rechte? Top, kann ich nur sagen. Ägypten, wo wir jetzt
all das erleben: Platz 18. Sie liefern überall Waffen hin.
Damit macht man doch die eigene Politik völlig un-
glaubwürdig.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Sie
vermischen alles!)

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen. Wir unterstützen
doch die Kräfte des � so nennen wir es � arabischen 
Frühlings, also die Rebellen in den arabischen Ländern.
Mit unseren Waffen marschiert Saudi-Arabien in Bah-
rain ein und schießt die Demonstranten zusammen. Dazu
hört man keinen Ton; auch in der Öffentlichkeit wird das
fast totgeschwiegen. Ich finde, das ist ein einzigartiger
Skandal.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD])

Mal so und mal so: Damit wird die gesamte Militärpoli-
tik unglaubwürdig.

Im Übrigen haben wir erlebt, dass im Konflikt in Li-
byen beide Seiten deutsche Waffen hatten. Dann hat die
Bundesregierung gesagt: Die libysche Regierung hätte
die Waffen gar nicht haben dürfen. Daran sieht man aber
Folgendes: Wenn man Waffen exportiert, weiß man nie,
wo sie letztlich landen.

(Beifall bei der LINKEN)

Irgendwann wird damit getötet und geschossen, und da-
rüber müssen wir nachdenken.

Viele Menschen bei uns glauben, dass es eine Vor-
schrift gäbe, dass keine Waffen in Krisengebiete und
Kriegsgebiete verkauft werden dürfen. Es gibt diesbe-
züglich gar kein Gesetz. Es gibt nur eine Verabredung,
die aber nicht eingehalten wird. Wenn Sie uns schon
nicht folgen und Waffenexporte nicht vollständig verbie-
ten, könnte man nicht einmal erste Schritte gehen, we-
nigstens erste Schritte? Dazu würde zum Beispiel gehö-
ren, dass man die Waffenlieferungen in den Nahen Osten
komplett einstellt und sagt: Da gehen keine deutschen
Waffen mehr hin.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Bijan
Djir-Sarai [FDP])

Das wäre doch mal ein Signal; das wäre ein Politikwech-
sel.

Es gibt noch etwas: Sturmgewehre und Maschinenpis-
tolen. Ich wusste es gar nicht, aber diese Waffen sind die
eigentlichen Massenvernichtungswaffen des 21. Jahr-
hunderts: Mit ihnen werden mehr Menschen getötet als
mit allen anderen Waffen zusammen. Wäre es nicht we-
nigstens ein erster Schritt, zu sagen: �Wir verbieten den 
Verkauf von Sturmgewehren und Maschinenpistolen�?

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will nicht, dass mit deutschen Waffen weltweit getö-
tet wird.

Ich habe schon vor kurzem etwas zur Bereitstellung
von Patriot-Raketen gesagt; ich halte das wirklich für
eine ganz groteske Fehlentscheidung. Sie müssen sich
überlegen: Wenn eine Rakete abgeschossen wird, sind
wir Konfliktpartei bzw. Kriegspartei im Nahen Osten.
Das können wir uns bei unserer Geschichte überhaupt
nicht leisten.
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Ich sage Ihnen auch, was mich bei den Kampfdrohnen
stört. Wissen Sie, Kampfdrohnen, die Herr de Maizière
einführen, herstellen lassen und kaufen will, haben etwas
sehr Übles: Sie können keine Gefangenen nehmen.
Kampfdrohnen können nur töten. Aber derjenige, der tö-
tet, ist ja nicht einmal vor Ort; er gefährdet sich gar
nicht.

(Dr. Karl A. Lamers [Heidelberg] [CDU/CSU]:
Warum soll er sich denn gefährden?)

Er sitzt irgendwo in Berlin oder Bonn, drückt auf einen
Knopf und tötet gezielt Menschen. Ich sage Ihnen: Wenn
Sie das völkerrechtlich ungeregelt zulassen, werden ei-
nes Tages auch Terroristen solche Kampfdrohnen haben.
Wir verschärfen alles nur,

(Beifall bei der LINKEN)

wenn wir uns immer neue Wege der Rüstung überlegen,
statt den umgekehrten Weg zu gehen.

Ich gehe zum Schluss darauf ein, dass dieser komi-
sche Bundessicherheitsrat im Geheimen tagt; der Bun-
destag wird nicht einbezogen. Das alles verläuft ohne
Transparenz. In den USA verläuft es übrigens mit Trans-
parenz. Damit ist bewiesen, dass es auch mit Transpa-
renz geht.

Aber Transparenz allein reicht uns natürlich nicht aus;
wir wollen endlich eine Abkehr. Ich möchte gerne, dass
Deutschland diesbezüglich eines Tages ein Waffen-
dienstverweigerer ist. Ich würde mich sehr freuen, wenn
Deutschland bei den Exporten von Waffen den letzten
Platz auf der Erde einnähme, weg von Platz drei. Kehren
Sie die Politik um, und sorgen Sie dafür, dass Deutsch-
land nicht länger an Kriegen in dieser Welt verdient.

Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Nächster Redner ist der Kollege Joachim Pfeiffer für

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Rüs-
tungsexport ist ja immer wieder ein Thema in diesem
Hause. Ich will zunächst ein paar Zahlen und Fakten
nennen. Denn nachdem man die Ausführungen des Kol-
legen Gysi gehört hat, könnte man in der Tat der Mei-
nung sein, Deutschland würde zuvorderst in der ganzen
Welt mit Kriegswaffen hantieren und diese exportieren.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Das ist ja
auch so! An dritter Stelle!)

Das Gegenteil ist natürlich der Fall.

Wir hatten in dem Jahr, auf das sich der Rüstungs-
exportbericht bezieht, einen steigenden Gesamtwert aller
Ausfuhrgenehmigungen zu verzeichnen; es waren
660 Millionen Euro mehr. Wir hatten aber in dem Be-

reich, von dem Sie gesprochen haben, nämlich bei den
Kriegswaffen, keinen Anstieg, sondern einen deutlichen
Rückgang zu verzeichnen, nämlich um mehr als
834 Millionen Euro auf rund 1,2 Milliarden Euro in dem
entsprechenden Jahr.

Ich komme nun auf die Gesamtausfuhren der Rüs-
tungsgüter zu sprechen. Was darunter zu verstehen ist,
darauf komme ich nachher zurück.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Er hat
alles durcheinandergebracht!)

Sie reden immer von Kriegswaffen, von Panzern, von
Gewehren und werfen dabei Äpfel, Birnen, Eier und
Kartoffeln in einen Sack und rühren dies alles freudig
um.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ist alles
zum Töten da!)

Das Gegenteil ist natürlich richtig. 58 Prozent der Ge-
samtexporte, vor allem eben Kriegswaffen, gehen in EU-
Staaten und in NATO-Länder: 21 Prozent in die NATO-
Länder, 37 Prozent in EU-Staaten.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das macht
es doch nicht besser!)

Nur 9 Prozent gehen in Entwicklungsländer, in 2011 ins-
besondere in zwei Länder: in den Irak, wohin Hub-
schrauber exportiert wurden, und nach Indien, wo es um
Sicherheitsausrüstungen ging.

2011 wurden Kriegswaffen in einem Wert von gerade
einmal 3,1 Millionen Euro in die ärmsten Länder expor-
tiert. Das sind 0,06 Prozent des gesamten Genehmi-
gungswertes. Im Übrigen sind das 6 448 Prozent weni-
ger, als Rot-Grün im Jahr 2004 in diese Länder
exportiert hat. Sie werden sicherlich gleich darauf einge-
hen, was Sie da alles Tolles veranstalten wollen.

Das heißt also, wir sind bei weitem nicht vorne dabei,
ganz im Gegenteil. Der Platz drei, den Sie genannt ha-
ben, beruht auf den SIPRI-Zahlen, die mehr als fragwür-
dig sind, weil dort nicht mit den tatsächlichen Genehmi-
gungswerten, sondern mit fiktiven Werten gerechnet
wird. Es gibt ganz andere Aufstellungen.

Sie haben es erwähnt: In den USA gibt es die wohl
transparenteste Aufstellung. Es handelt sich um die Auf-
stellung des US-amerikanischen Congressional Research
Service, CRS. Das neueste Material, das ich in diesem
Zusammenhang gefunden habe, stammt von August
2012. Dort wird klargemacht, dass die USA im Zeitraum
von 2008 bis 2011 � um nicht nur ein Jahr zu nennen � 
mit 145 Milliarden US-Dollar an der Spitze lagen, ge-
folgt von Russland mit 33,5 Milliarden US-Dollar,
Frankreich mit 19,6 Milliarden US-Dollar und Deutsch-
land mit 9 Milliarden US-Dollar. Im Jahr 2011 waren es
in Deutschland gar nur 1,6 Milliarden US-Dollar,
während die USA Rüstungsgüter für 16,1 Milliarden
US-Dollar exportiert haben, gefolgt von Russland, Groß-
britannien, Israel, Frankreich und Italien. Insofern sind
die Zahlen, die Sie vorgetragen haben, von vornherein
zu hinterfragen.
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Ich sage aber auch in aller Deutlichkeit: Sie versu-
chen hier die Verteidigungs- und die Sicherheitspolitik,
zum Teil auch die Rüstungsproduktion, in ein schiefes
Licht zu rücken. Ich muss hierzu sagen: Ich halte dies al-
les überhaupt nicht für verwerflich. Ganz im Gegenteil:
Ich bin stolz auf das, was die 80 000 hochqualifizierten
Arbeitskräfte, die in der Verteidigungs- und Sicherheits-
industrie in Deutschland unmittelbar beschäftigt sind,
zustande bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU � 
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: So spricht
die Rüstungslobby!)

Hinzu kommen mehrere Hunderttausend Beschäftigte in
Zulieferbetrieben. Diese leisten zuvorderst einen Beitrag
zur Sicherheit in Deutschland. In diesem Zusammen-
hang kann ich nur den neuen Chef des SIPRI zitieren,
der unlängst sinngemäß gesagt hat: Wenn es mal ein Jahr
nicht brennt, dann schafft man auch nicht gleich die Feu-
erwehr ab.

Genau das ist der Hintergrund unserer Verteidigungs-
und Sicherheitsindustrie in Deutschland. Sie produziert
Sicherheit in und für Deutschland und für unsere Ver-
bündeten,

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Waffen
produziert sie!)

und sie ermöglicht uns Unabhängigkeit bei Technolo-
gien, sodass wir diese nicht importieren müssen.

Ich sage ganz klar � denn auch hierzu gibt es Anträge 
und Aussagen �: Selbstverständlich sind Rüstungs-
exporte auch ein Instrument der Außen- und Sicherheits-
politik

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ja? � Klaus 
Barthel [SPD]: Also doch!)

� selbstverständlich sind sie dies �, und zwar nach 
strengsten Regeln und äußerst restriktiv gehandhabt.
Diese Rüstungsexporte tragen nämlich auch zur Frie-
denssicherung und zum Schutz der Menschenrechte auf
dieser Welt bei.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Saudi-
Arabien besonders!)

Durch Rüstungsexporte kommen wir beispielsweise
unseren Bündnispflichten nach. Es gab 38 Ausfuhrge-
nehmigungen für die kanadischen Streitkräfte, die mit
uns in Afghanistan im Einsatz sind. Das Mandat dazu
haben wir gerade mit großer Mehrheit � das vermute ich 
mal; die Auszählung ist noch nicht abgeschlossen � wie-
der verlängert. Es gab ebenfalls zahlreiche Ausfuhrge-
nehmigungen für die Vereinten Nationen im Zusammen-
hang mit UN-Einsätzen, egal ob im Sudan, Südsudan,
Kongo oder Angola. Es werden also Menschenrechte ge-
schützt und der Frieden erhalten.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Saudi-
Arabien! Katar!)

Über welche Rüstungsgüter reden wir eigentlich? Wir
reden nicht über Panzer und Kriegswaffen. Ich nenne ei-
nige Beispiele: Es geht um gepanzerte, geländegängige

Personenkraftwagen. Diese dienen dem Personenschutz
unseres diplomatischen Personals in der EU, bei Bot-
schaften oder der UNO.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Mit
Panzern?)

Selbstverständlich werden beispielsweise Minensuchge-
räte nicht nach Luxemburg exportiert, sondern dorthin
geliefert, wo Minen verlegt sind und Menschen gefähr-
den, verstümmeln und umbringen. Sie werden geliefert,
um diese Minen zu beseitigen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Insofern dienen sie dort auch dem Schutz der Menschen-
rechte.

(Jörg van Essen [FDP]: Insbesondere Kinder
schützen sie!)

Ein großer Anteil der Rüstungsgüter sind auch Feld-
krankenhäuser in geschützten Containern. Hier sind wir
führend. Darauf bin ich stolz. Auch das dient dem Men-
schenrechtsschutz.

Hierzu gehört auch die Dekontaminierungsausrüstung
für den Zivilschutz. Es gehören dazu auch Boote für den
Küstenschutz, die einerseits im Bereich der Piraterie im
Einsatz sind und andererseits Fischressourcen schützen.

Ich will hier nicht spekulieren, aber ich bin der Mei-
nung, dass wir und unsere Verbündeten in den Ländern,
in denen Menschen aus der EU im Einsatz sind � ich 
denke an Algerien �, den besten Objektschutz und die 
beste Grenzsicherung haben, die wir uns vorstellen kön-
nen. Ich weiß nicht, ob es vielleicht möglich gewesen
wäre, bei dem letzten Anschlag in Algerien noch mehr
Menschen zu schützen, wenn wir noch besseres Material
gehabt hätten.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das ist ja
unglaublich, was Sie da sagen!)

Deshalb bin ich der Meinung, dass wir diese Exporte
selbstverständlich als Instrument einsetzen sollten, wenn
es um Objektschutz und den Schutz von Grenzen geht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Abschließend einige Sätze zur Diskussion über das
Thema Export, die Beteiligung des Parlaments und
Transparenz. Wir haben nun einmal die Trennung zwi-
schen Legislative und Exekutive; ich glaube, damit sind
wir gut gefahren. Das möchte ich, ehrlich gesagt, auch
nicht ändern und verwischen. Wir haben unzweifelhaft
die strengsten Rüstungsexportrichtlinien dieser Welt.
Diese wurden 2000 von Rot-Grün verabschiedet. Die
Exekutive füllt sie aus. Nach besten Überlegungen und
strengsten Gewissensentscheidungen werden diese auch
entsprechend umgesetzt.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Dann
zeigen Sie es doch!)

Nebenbei, weil mein Vorredner betont hat, wie gering
die Zahl der abgelehnten Rüstungsexportanträge ist:
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Viele Anträge zur Erteilung von Exportgenehmigungen
werden erst gar nicht gestellt, weil klar ist, dass wir
Exporte in bestimmte Krisengebiete nicht genehmigen.
Insofern geht auch dieser Vorwurf ins Leere.

Man kann sich aber überlegen, wie man die Situation
bezüglich der Beteiligung des Parlaments verbessern
könnte. Ich halte nichts davon, dass wir als Parlament
das Geschäft der Regierung machen. Wir haben Richtli-
nien, und die Regierung füllt und führt sie aus.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Aber wir kontrollieren sie!)

Das halte ich für richtig.

Jetzt stellt sich die Frage: Wann werden wir infor-
miert? Im Zeitalter der Social Media, in dem alles sofort
präsent ist, ist es vielleicht sinnvoll, die Berichtszeit zu
verkürzen. Man sollte nicht einmal im Jahr, sondern
vielleicht einmal im Quartal Bericht erstatten, damit man
die Situation besser nachvollziehen kann. Aber an der
grundsätzlichen Aufteilung würde ich nichts ändern.

Ein letzter Gedanke; ich komme zum Ende, Herr Prä-
sident. Wir sind nicht allein auf der Welt. Das sehen wir
beispielsweise in Mali. Im Bereich der Rüstungsexporte
und der Außen- und Sicherheitspolitik müssen wir uns
für eine vertiefendere europäische Integration entschei-
den und uns dann überlegen, wie wir uns in Europa ins-
gesamt aufstellen, und sollten nicht unsere nationale
Suppe kochen.

Deshalb kann ich sagen: Es ist unsere vornehmste
Aufgabe, neben den finanz-, haushalts- und wirtschafts-
politischen Fragen zu einer gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik, aber auch zu einheitlichen Rüstungs-
exportrichtlinien in der Europäischen Union zu kom-
men, so wie das bei Dual-Use-Gütern, anderen Rüs-
tungsexportgütern und Kriegswaffen bereits der Fall ist.
Das halte ich für das richtige Ziel. Wir brauchen keinen
Populismus mit falschen Zahlen, womit versucht wird,
etwas ins falsche Licht zu rücken bzw. die Menschen
hinters Licht zu führen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Was ist
denn das richtige Licht?)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Bevor ich dem Kollegen Klaus Barthel als nächstem

Redner das Wort erteile, gebe ich Ihnen das von den
Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zum Antrag
der Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteiligung be-
waffneter deutscher Streitkräfte an dem Einsatz der In-
ternationalen Sicherheitsunterstützungstruppe in Afgha-
nistan bekannt: abgegebene Stimmen 585. Mit Ja haben
gestimmt 435, mit Nein haben gestimmt 111, und enthal-
ten haben sich 39 Kolleginnen und Kollegen. Damit ist
die Beschlussempfehlung angenommen.

Endgültiges Ergebnis
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Der Kollege Barthel hat nun das Wort für die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Klaus Barthel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Das ist nicht die erste Debatte zu diesem Thema. Es
gab zahllose Anfragen an die Bundesregierung, Aus-
schussberatungen, Anhörungen zum Rüstungsexportbe-
richt usw. Lassen Sie uns das zum Anlass nehmen,
Bilanz zu ziehen.

Die Rüstungsexportpolitik dieser Bundesregierung ist
eines von vielen Symbolen für deren unaufrichtige, wi-
dersprüchliche und im Ergebnis schädliche Politik.

(Beifall des Abg. Wolfgang Gehrcke [DIE
LINKE])

Es wird versucht, die Leute für dumm zu verkaufen.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Da
kennen Sie sich aus!)

Es wird von Lohnuntergrenzen geredet, aber es soll kei-
nen gesetzlichen Mindestlohn geben. Im Ergebnis geht
das Ausufern des Niedriglohnsektors weiter.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ja!)

Es soll gegen Altersarmut gekämpft werden, aber man
blockiert sich in der Rentenpolitik. Gleichzeitig wird die
Rentenkasse geplündert.

(Lena Strothmann [CDU/CSU]: Hat denn das
etwas mit dem Thema zu tun?)

Gebetsmühlenartig � das haben wir eben wieder ge-
hört � wird an der Formulierung einer sogenannten re-
striktiven Rüstungsexportpolitik festgehalten. In Wirk-
lichkeit haben wir es mit einem galoppierenden Prozess
der Enttabuisierung von Exporten von Großwaffen in
Krisenregionen und mit einer ständigen volumenmäßi-
gen Ausweitung von Waffenexportgenehmigungen zu
tun.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN � Wolfgang 
Gehrcke [DIE LINKE]: Sehr richtig! � Stefan 
Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: So ein
Quatsch!)

Die Bundesregierung versucht mühsam, das alles
sprachlich zu verschleiern. Aber schon im Koalitions-
vertrag gelingt es nicht ganz, weil dort die Rüstungs-
exporte immer im Zusammenhang mit Außenwirt-
schaftspolitik und Beschaffungspolitik der Bundeswehr
genannt werden. Allerdings haben sie da gar nichts zu
suchen. Im Ergebnis stellen wir heute fest: Das ganze
Gerede kann man vergessen.

Schauen wir uns die Fakten an. Ja, Sie haben recht:
Auch bei früheren Regierungen gab es Rüstungsexporte,
die eine oder andere umstrittene Genehmigung, und es
gab auch Steigerungen. Aber Fakt ist, dass wir überall
neuen Rekorden entgegenstreben: bei den Einzel- und
Sammelausfuhrgenehmigungen, den tatsächlichen Rüs-

tungsexporten, dem Anteil der Exporte in Drittstaaten
und dem Export in Entwicklungsländer und menschen-
rechtlich problematische Staaten. Sie müssen nur die
Zahlen Jahr für Jahr vergleichen, dann werden Sie eine
ganz klare Tendenz feststellen und erkennen, was tat-
sächlich passiert.

Weltweit wurden 2010 für 1,6 Billionen US-Dollar
Waffen gekauft, 50 Prozent mehr als zehn Jahre zuvor.
Ein Zehntel davon floss an deutsche Firmen. Wir liegen
damit in der Tat auf dem dritten Platz. Es gab in den letz-
ten zehn Jahren, vor allen Dingen in den letzten Jahren,
eine überdurchschnittliche Steigerung. Das ist eine der
Haupttriebfedern von Staatsverschuldung, eine Mitursa-
che für die Krise und die Arbeitslosigkeit; denn das, was
für Rüstungsimporte ausgegeben wird, kann nicht mehr
für andere Ausgaben verwendet werden. Das ist eines
der Haupteinfallstore für Korruption. Es wird geschätzt,
dass jährlich rund 20 Milliarden Dollar an Korruptions-
geldern fließen.

Ja, es ist richtig: Andere Länder exportieren auch.
Diesen Hinweis, meine Herren und Damen von der Ko-
alition, können Sie sich aber sparen; sonst hätte man ja
mal etwas von Anstrengungen oder Initiativen der Bun-
desregierung hören müssen, auf internationaler oder we-
nigstens europäischer Ebene Waffenexporte gemeinsam
zu regeln und einzuschränken. Aber nichts davon ist pas-
siert. Stattdessen müssen die europäischen Regeln und
die Lücken darin herhalten, wenn es darum geht, die Er-
höhung der deutschen Exporte zu rechtfertigen. In Sonn-
tagsreden wird die europäische Gemeinsamkeit bei der
Rüstungsbeschaffung und -produktion beschworen.
Doch dann erklären Vertreter der Bundesregierung mit
Blick auf Europa, man wolle nicht abhängig werden von
ausländischen Firmen, auch nicht in Europa. So sagte es
Staatssekretär Wolf. In Wirklichkeit unterstützt die Bun-
desregierung also auf vielen Wegen die deutschen Unter-
nehmen beim Wettlauf um maximale Verkäufe, und das
bei minimaler Bedeutung für den deutschen Gesamtex-
port � 0,2 Prozent � und maximalem Schaden für den 
Rest der deutschen Exportwirtschaft und die deutschen
Außen- und Sicherheitsinteressen. SIPRI kommt zu dem
Schluss � ich zitiere �:

Wir beobachten in Deutschland eine immer intensi-
vere Unterstützung der Politik, die wegbrechenden
Militärausgaben mit mehr Rüstungsexporten zu
kompensieren.

Die Listen sind lang. Panzer für Saudi-Arabien waren
der letzte Schlager. Das ist nur eines von vielen Ländern
in der Krisenregion Nahost und Nordafrika, wo ein gro-
ßer Teil unserer Exporte hingeht. Das ist die Hauptab-
nehmerregion. Jetzt ist Nordafrika eine Zone gefährli-
cher Instabilität, permanenter Unruhe und bewaffneter
Auseinandersetzungen.

In der Tat haben auch frühere deutsche Regierungen
Waffen dorthin geliefert. Das muss man kritisch sehen.
Zu Saudi-Arabien muss man aber auch sagen: Die mi-
schen in vielen Staaten in der Region mit, in Syrien, in
Libyen, in Bahrein oder im Libanon. Und dann faselt die
Bundesregierung, Saudi-Arabien sei � Zitat � ein �kon-
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struktiver Spieler, den wir natürlich einbeziehen müs-
sen�, so ein Sprecher des Auswärtigen Amtes.

(Holger Krestel [FDP]: Recht hat er damit!)

Die Doppelbödigkeit dieser Politik der Bundesregierung
ist kaum noch zu überbieten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Da wird die Kontinuität beschworen und die Behauptung
aufgestellt � Zitat; Herr Dr. Pfeiffer, hören Sie zu �:

Die deutsche Rüstungsexportpolitik war und ist im
Unterschied zu einer Reihe anderer Staaten kein In-
strument außenpolitischer Einflussnahme.

So sagte es ein Vertreter der Bundesregierung im Aus-
wärtigen Ausschuss. Gleichzeitig sagt die Merkel-Dok-
trin � wir haben es gerade von Herrn Dr. Pfeiffer gehört �:

Es liegt in unserem Interesse �, wenn wir Partner 
dazu befähigen, sich für die Bewahrung oder Wie-
derherstellung von Sicherheit und Frieden in ihren
Regionen wirksam einzusetzen.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: So ist es! � 
Jörg van Essen [FDP]: So ist es auch! Völlig
richtig!)

Gemeint war damit der Rüstungsexport. Also kein In-
strument von Außenpolitik? Herr Pfeiffer hat das gerade
selbst zugegeben. Es gibt Widersprüche, wohin man
schaut.

Ein aktuelles Beispiel ist Mali. Hier kämpfen verbün-
dete Soldaten, in diesem Fall die Franzosen, nicht nur
gegen die Fehler und Versäumnisse ihrer eigenen kolo-
nialen Vergangenheit, sondern mit hoher Wahrschein-
lichkeit auch gegen Waffen aus europäischer Produktion.
Zitat Bundesregierung, Auswärtiger Ausschuss:

Entsprechend den Regelungen des Gemeinsamen
Standpunktes der EU werden Genehmigungen für
die Ausfuhr von Rüstungsgütern nur erteilt, wenn
zuvor der Endverbleib dieser Güter im Empfänger-
land sichergestellt ist.

Deswegen habe ich mir erlaubt, die Bundesregierung
zu fragen, woher die Waffen der malischen Aufständi-
schen kommen und ob vielleicht welche aus europäi-
scher und deutscher Produktion dabei sind. Antwort der
Bundesregierung: Dazu liegen keine Erkenntnisse vor.
Meine vorbeugende Nachfrage, ob man denn dieser
Frage im Sinne der eigenen Beteuerungen nachgehen
wolle und gegebenenfalls Untersuchungen einleiten
wolle, wurde mit dem Hinweis beantwortet, dass diese
Frage ausreichend beantwortet sei. Das heißt, es ist aus-
reichend, nichts zu wissen, und man will auch nichts
wissen. So viel zum Thema Endverbleibsklausel.

Über all dieses Durcheinander und die Widersprüche
in den Parlamentsdebatten der letzten Monate könnten
wir jetzt noch stundenlang reden. Man konnte aus den
Koalitionsfraktionen nahezu jede Position hören; das
wird auch heute so sein. Die einen argumentieren, dass

es gut ist, dass die Regierung unsere Rüstungsindustrie
unterstützt, zum Beispiel wegen der Technologie.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Ja!)

Die CSU ist besonders engagiert. Ich zitiere aus dem
Bayern-Kurier den Leiter der Bayerischen Staatskanzlei,
Thomas Kreuzer: �Die Bundesregierung müsse �die 
Wirtschaft auf den Exportmärkten nach Kräften unter-
stützen��. Der Parlamentarische Staatssekretär Christian 
Schmidt sagte dazu bei dem gleichen Treffen: �Die In-
dustrie kann darauf rechnen, dass wir sie anderen Kun-
den empfehlen.�

(Jörg van Essen [FDP]: Sehr richtig!)

Die Politik, besonders die bayerische, will wehr-
technische Exporte gerne unterstützen, versicherte
Florian Hahn, Mitglied des Verteidigungsausschus-
ses im Bundestag.

Man solle am Wahltag noch einmal daran erinnern.

Eines der Highlights in dieser Debatte hat der schon
zitierte Staatssekretär Christian Schmidt geliefert. In der
Stuttgarter Zeitung vergleicht er den Deutschen Bundes-
tag in seiner sicherheitspolitischen Verantwortung mit
dem Finanzamt:

Der Bundestag entscheidet auch nicht über Steuer-
bescheide � wieso soll er dann über Rüstungs-
exporte entscheiden?

(Agnes Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ein Unsinn! � Wolfgang Gehrcke 
[DIE LINKE]: So denken die auch!)

Also, die einen verharmlosen und wollen ausweiten,
die anderen sagen das genaue Gegenteil: Es soll sich
nichts ändern, und es hat sich nichts geändert. Interes-
sant an dem Ganzen war bisher eines � das ist auch heute 
so �: Mitglieder der Bundesregierung werden zwar stän-
dig in den Medien zitiert oder lassen sich zitieren, auch
die Kanzlerin, aber bei keiner der Debatten hier im Par-
lament zum Thema Rüstungsexporte gab es einen Auf-
tritt eines Mitglieds der Bundesregierung. Ich würde hier
vom zuständigen Ressortminister gern etwas über den
Vergleich mit dem Steuerbescheid oder auch zu den Er-
kenntnissen über die Waffen in Mali hören. Aber dieser
Regierung fehlt der Mut, hier dazu Stellung zu nehmen.

Es gibt ein Riesendurcheinander. Niemand will sich
hier hinstellen und sagen, was Sache ist. Wir sagen: Das
ist nicht nur eine Missachtung des Parlaments, sondern
auch eine Missachtung der interessierten Öffentlichkeit.
Die Menschen sind bei dieser Frage zu Recht sensibel.
Sie haben recht, wenn sie sagen, dass Rüstungsexporte
keine Steuererklärung sind. Mit dieser Mischung aus
Geheimnistuerei, Widersprüchen und Nebelkerzenwer-
fen kommen Sie auf Dauer nicht mehr durch.

Wir haben sehr wohl mit Genugtuung wahrgenom-
men, dass es eine Reihe von Koalitionspolitikern gibt,
die unsere Vorschläge ernst nehmen und aufgreifen. Wir
haben dazu Herrn Polenz und Herrn Stinner sowie den
Kollegen Fritz gehört. Der Kollege Kiesewetter fordert
sogar ein Vetorecht des Parlaments.
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(Beifall der Abg. Edelgard Bulmahn [SPD]
und Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Frau Hoff von der FDP plädiert für ein parlamentari-
sches Gremium zur Kontrolle von Waffenexporten. Das
alles sind erfreuliche Töne. Bestimmt habe ich jetzt viele
vergessen, die sich auch in diese Richtung geäußert ha-
ben; aber Sie können sich ja heute noch outen.

(Beifall der Abg. Uta Zapf [SPD])

Das heißt, Grüne und SPD sind mit ihrer Überzeu-
gungsarbeit gut vorangekommen. Unsere Forderungen
finden sich auch in unseren Anträgen, über die hier heute
abschließend beraten wird. Zurück zu einer restriktiven
Rüstungsexportpolitik, alle Kriterien einschließlich der
Menschenrechte ernst nehmen, laufende parlamentari-
sche Kontrolle, zeitnahe Information der Öffentlichkeit
und Offenlegung von Firmenspenden aus diesem Be-
reich � das sind einige unserer Forderungen.

1971, 1982 und 2000 � in diesen Jahren wurden je-
weils die Richtlinien für Rüstungsexporte überhaupt ge-
schaffen bzw. weiterentwickelt, immer unter sozialde-
mokratisch geführten Regierungen. Also spätestens nach
einem Regierungswechsel 2013

(Lachen bei Abgeordneten der FDP)

werden wir vor dem Hintergrund der Erfahrungen und
Debatten, die wir jetzt machen und erleben, die Rüs-
tungsexportpolitik erneut reformieren. Wir danken allen,
die uns bis heute dabei unterstützt haben und uns Argu-
mente geliefert haben.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Der Dank
ist nicht notwendig!)

Die Zustimmung zu den heute vorliegenden Anträgen
von Grünen und SPD könnte ein gutes Signal für eine
neue Rüstungsexportpolitik sein, und zwar in dem Sinne,
wie wir es hier dargestellt haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Das Wort erhält der Kollege Martin Lindner für die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Katja Keul [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Jetzt wird es unterirdisch!)

Dr. Martin Lindner (Berlin) (FDP):
Herr Präsident! Verehrte Damen! Meine Herren! Be-

vor ich ein paar grundsätzliche Bemerkungen zur Rüs-
tungsexportpolitik mache und zum Schluss auf die An-
träge, das Parlament mehr zu beteiligen, zu sprechen
komme, möchte ich gerne ein paar Fakten klarstellen,
vor allen Dingen in Richtung des Fraktionsvorsitzenden
der Linken. Lieber Kollege Gysi, Sie haben alles mitei-
nander vermischt, als Sie die 17 000 Genehmigungsan-
träge erwähnt haben. Sie vermischen zum Beispiel

Kriegswaffen mit allgemeinen Rüstungsgütern und
Dual-Use-Gütern. Das geht bei Ihnen alles durcheinan-
der.

Sie schauen sich die Fakten und Zahlen an und wei-
sen darauf hin, dass Deutschland bei Kriegswaffenex-
porten weltweit an Nummer drei steht.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Das
ist aber eine Tatsache!)

Das ist natürlich eine Tatsache, genauso wie es eine Tat-
sache ist, dass Deutschland bei allgemeinen Exporten an
Nummer zwei steht. Davon kann man ableiten, dass der
Anteil unserer Exporte von Rüstungsgütern und Kriegs-
waffen im Vergleich zum Anteil der allgemeinen Ex-
porte unterproportional ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Dr. Dagmar Enkelmann [DIE 
LINKE]: Das macht es nicht besser!)

Deutschland ist nun einmal ein starkes Exportland und
wird es auch bleiben, weil es keinen Regierungswechsel
geben wird und wir weiter dafür sorgen werden, dass wir
einen starken Export in Deutschland haben.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das ist ein
tolles Argument! � Weiterer Zuruf von der 
LINKEN: Unfassbar!)

� Wissen Sie: Wenn der Maßstab der politischen Debatte 
wäre, was Sie fassen können, dann bräuchten wir gar
nicht weiter zu diskutieren. Das ist jedenfalls nicht unser
Maßstab.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Sie können
ja aufhören! � Dr. Dagmar Enkelmann [DIE 
LINKE]: Wo kommt denn Ihre Arroganz her? �
Weiterer Zuruf von der LINKEN: Pure Arro-
ganz, aber keine Argumente!)

Wir konzentrieren uns auf die Zahlen und Fakten.
Wenn Sie � das gilt natürlich auch für den Kollegen 
Barthel � immer wieder darauf hinweisen, dass die 
Exporte von Kriegswaffen, die Kriegswaffenausfuhren,
unter Schwarz-Gelb angeblich dramatisch gestiegen
seien, dann möchte ich Sie, zumindest diejenigen, die
noch einigermaßen offenen Ohres sind, auch hier auf die
entsprechenden Zahlen hinweisen. 1998 lag der Anteil
der exportierten Kriegswaffen am Gesamtexport bei
0,14 Prozent. Nach dem letzten Exportbericht, dem für
2009, betrug dieser Anteil 0,17 Prozent. Der Anteil der
Kriegswaffenexporte am Gesamtexport hat sich also so
gut wie nicht verändert.

Es gab ein einziges Ausreißerjahr, in dem der Anteil
deutlich größer war; das war das Jahr 2005. Damals lag
der Anteil der Kriegswaffenexporte am Gesamtexport
bei 0,26 Prozent. Jetzt frage ich Sie, Kollege Barthel:
Als Sie gerade sagten, wir müssten zur restriktiven
Exportpolitik von Rot-Grün zurück, meinten Sie damit
das Jahr 2005, als ein signifikanter Anstieg zu verzeich-
nen war?

(Klaus Barthel [SPD]: Nein! � Edelgard 
Bulmahn [SPD]: Der Gesamtexport war einge-
brochen!)
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Das kann man nämlich eindeutig festmachen: Aus-
schlaggebend dafür waren nicht Entscheidungen, die
noch unter Schwarz-Gelb getroffen worden sind, son-
dern Entscheidungen, die im Bundessicherheitsrat unter
Mitwirkung Ihrer Parteimitglieder � von Frau 
Wieczorek-Zeul und anderen � getroffen worden sind.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das ist ein erhebliches Stück Heuchelei und Verlogen-
heit, das Sie uns in Ihren Reden zum Thema Rüstungs-
exporte immer wieder offenbaren.

(Holger Krestel [FDP]: Der Barthel will mehr
Waffen verkaufen!)

Wir halten also fest: An der restriktiven Exportpolitik
der Bundesregierung hat sich nichts geändert, auch unter
Schwarz-Gelb nicht. Daran wird sich auch nichts ändern.

(Klaus Barthel [SPD]: Das wissen aber nicht
alle in der Koalition!)

Der nächste Punkt, Kollege Gysi. Es war schon aben-
teuerlich, was Sie zu den Drohnen ausführten. Machen
Sie sich einmal kundig, was Drohnen ersetzen. Sie sind
doch kein Ersatz für Infanterie oder für Waffen, die am
Boden eingesetzt werden.

(Klaus Barthel [SPD]: Machen wir dazu doch
eine Aktuelle Stunde!)

Sie sind ein Ersatz für die Fliegerei, in der fernen Zu-
kunft eventuell auch für die Kampffliegerei. Sie schonen
und sichern unsere eigenen Soldaten.

(Beifall der Abg. Rita Pawelski [CDU/CSU])

Ich glaube, das Ziel von Rüstungspolitik muss sein, in
allererster Linie unsere eigenen Leute zu schützen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wenn Sie den Einsatz von Eurofightern mit dem Ein-
satz von Drohnen vergleichen, muss man sagen: Mit ei-
ner Drohne kommt man wesentlich näher an Ziele heran.
Dann kann man wesentlich besser entscheiden, ob bei-
spielsweise Menschen gefährdet sind, die nicht im
Kriegseinsatz sind, als man es unter Verwendung von
Kampfflugzeugen tun könnte, mit denen man die Ziele
aus wesentlich größerer Distanz angreift. Auch hier ver-
mischen Sie die Dinge. Sie machen den Leuten etwas
vor. Bei Ihnen gerät alles irgendwie durcheinander. Sie
verfolgen ein einziges Ziel: Sie wollen uns schaden,
wenn es darum geht, wie wir uns außen- und sicherheits-
politisch positionieren.

Ich sage Ihnen: An dieser Stelle wird sich nichts än-
dern. Diese Regierung wird weiterhin einen restriktiven
Kurs fahren. Priorität haben die außen- und sicherheits-
politischen Belange. Aber wir werden uns natürlich im-
mer wieder auch dafür einsetzen, dass die Menschen-
rechtssituation betrachtet wird.

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Herr Kollege Lindner, darf der Kollege Liebich Ihnen
eine Zwischenfrage stellen?

Dr. Martin Lindner (Berlin) (FDP):
Gerne.

Stefan Liebich (DIE LINKE):
Herr Kollege Lindner, meine Kollegen mögen es im-

mer nicht, wenn ich Ihnen Zwischenfragen stelle, weil
Sie dann noch länger reden können; aber ich konnte jetzt
wirklich nicht an mich halten. Die These, die Sie hier
vertreten � dass der Einsatz von Drohnen deshalb gut 
sei, weil unsere eigenen Soldaten geschützt werden; das
sei ja auch der Zweck von Drohnen �, fordert eine Nach-
frage heraus.

Wir haben im Auswärtigen Ausschuss gestern über
die Volksrepublik China diskutiert. Mitglieder der
Koalitionsfraktionen haben mit Sorge davon gesprochen,
dass nun auch in China darüber nachgedacht wird, Droh-
nen anzuschaffen. Ich frage Sie, ob Sie nicht der Logik
folgen würden, dass man mit der Entwicklung einer
völlig neuen Waffengattung, die nicht nur von uns und
unseren Verbündeten genutzt wird, sondern auch von der
anderen Seite � wie es bei Cyberwar schon passiert ist �, 
einen verhängnisvollen Weg einschlägt und es besser
wäre, solche neuen Waffengattungen einfach zu ächten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Martin Lindner (Berlin) (FDP):
Herr Kollege Liebich, wenn Sie die Entwicklung der

Drohnentechnologie weltweit betrachten, dann werden
Sie zu dem Ergebnis kommen, dass diese Technologie
vorhanden ist und weiter erforscht wird.

(Agnes Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Diese Technologie wird schon genutzt:
für die gezielte Tötung von Menschen!)

Diese Technologie wird in erheblichen Teilen die Zu-
kunft nicht nur der militärischen Fliegerei, sondern auch
der Frachtfliegerei bestimmen. Das ist übrigens einer der
Gründe, warum auch das Bundeswirtschaftsministerium
die Entwicklung von Drohnentechnologie unterstützt.
Der Einsatz von Drohnen wird sich nicht auf Aufklärung
beschränken, sondern in der längeren Perspektive auch
Kampfbomber und andere Waffensysteme ersetzen.
Diese Technologie wird darüber hinaus auch in der zivi-
len Fliegerei eine große Rolle spielen.

Da können Sie � genau das ist das Problem, Herr 
Liebich � doch nicht so tun, als könnten wir hier im 
Deutschen Bundestag oder könnte die Bundesregierung
allein entscheiden, welchen Weg die Entwicklung welt-
weit nimmt. Die Frage ist lediglich, ob man die Entwick-
lung mitbestimmt und mitgestaltet. Das ist der große
Unterschied zwischen uns � ob es um Rohstoffe geht 
oder ob es um Rüstungsexporte geht �: Sie tun so, als 
könnten Sie hier die Welt richten.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Bisher
können wir es ja!)

Das Problem dabei ist, dass Sie sich selber vom Spiel-
feld nehmen. Aber wer nicht auf dem Spielfeld ist, der
bestimmt auch die Regeln nicht mit � dazu muss man 
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auf dem Spielfeld bleiben. Deswegen ist es richtig, dass
wir die Entwicklung dieser Technologie verantwortungs-
voll unterstützen und mitgestalten, um dann auch die in-
ternationalen Regeln für den Einsatz dieser Waffen mit-
bestimmen zu können.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Zurufe von der LINKEN)

Das ist Verantwortung. Was Sie betreiben, ist Populis-
mus oder � im besten Falle � eine sehr einseitige und 
naive Betrachtung der Dinge.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
EADS lässt grüßen!)

Meine Damen und Herren, das führt mich direkt zur
Frage der Menschenrechte, zu der der Kollege Pfeiffer
wirklich Bemerkenswertes gesagt hat. Auch hier können
Sie sagen: Ohne mich! Wir stellen uns daneben und
machen uns nicht schmutzig. � Aber Sie werden dann 
auch nicht mitgestalten. Der Kollege Gysi hat das
Beispiel Saudi-Arabien angesprochen. Das ist ein gutes
Beispiel: Dort wird, auch mithilfe deutscher Wehrtech-
nologie, eine Grenzsicherung aufgebaut.

(Zuruf des Abg. Omid Nouripour [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das bietet im Rahmen der Partnerschaft zusammen mit
dem Innenministerium die Gelegenheit, durch Schulun-
gen Einfluss zu nehmen auf die Gestaltung der inneren
Führung in einem Land wie Saudi-Arabien.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Geht es jetzt darum, die Grenze von
Saudi-Arabien zu sichern? � Wolfgang 
Gehrcke [DIE LINKE]: Da haben Sie ja viel
erreicht!)

Das ist tausendmal besser, als sich an den Rand zu stel-
len und allen anderen Staaten das Spielfeld zu überlas-
sen. Auch hier haben wir wieder den Unterschied
zwischen Ihnen und uns, zwischen Verantwortung und
Populismus,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

zwischen konstruktiven Sicherheitspartnerschaften und
einer �Ohne mich!�-Position. Mit Ihrer Position können 
Sie vielleicht in dem einen oder anderen Zirkel, in dem
Sie zu Hause sind, glänzen � mit Verantwortung hat das 
aber nichts zu tun.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU � Klaus Barthel [SPD]: Die FDP 
führt die Saudis! � Katja Keul [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das können Sie natürlich
nicht!)

Ich sage Ihnen auch klar: Wir bekennen uns zur
Rüstungsindustrie in Deutschland. Was wäre denn die
Alternative? Dass wir darauf angewiesen wären, ent-
sprechendes Gerät für die Bundeswehr ausschließlich
aus dem Ausland zu beschaffen. Dann bestimmen wir
gar nichts mehr, dann bestimmen die die Preise und die
Technologie, und wir sind draußen.

(Zuruf von der LINKEN: Das wäre super,
wenn wir draußen wären!)

Mit Verantwortung hat das nichts zu tun. Deswegen wer-
den wir die Fragen der Technologie und der Arbeits-
plätze mit berücksichtigen. Auch hierzu bekennen wir
uns ganz klar.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Lassen Sie mich zum Schluss noch zwei Sätze zur
Frage der Parlamentsbeteiligung sagen. Auch hier be-
steht � da beziehe ich mich ebenfalls auf den Kollegen 
Pfeiffer � ein Unterschied zwischen entscheiden und
kontrollieren. Die Frage der Parlamentsbeteiligung im
Sinne einer effektiveren Kontrolle werden wir uns vor-
nehmen. Wir appellieren an die Bundesregierung, das
gemeinsam mit uns zu tun. Ich glaube, da können wir
etwas verbessern, wir könnten schneller und detaillierter
informiert werden � aber informiert werden im Sinne 
einer Kontrolle, also nachdem das Geschäft getätigt ist.
Was ich aber ablehne, ist eine Vermischung von Befug-
nissen der Exekutive und Befugnissen der Legislative.
Eine solche Vermischung gibt es auch in keinem anderen
europäischen Land. Das sind sehr komplexe Verfahren,
wo sehr viele Interessen und sehr viele Auswertungen
mit zu berücksichtigen sind. Da werden wir versuchen,
die Kontrolle zu stärken. Damit werden wir auch bei die-
sem System einen Schritt weiterkommen im Sinne einer
vernünftigen, restriktiven, aber auch verantwortungsbe-
wussten Exportpolitik.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � 
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das war die
Rüstungslobby!)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort hat die Kollegin Katja Keul, Bündnis 90/

Die Grünen.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege Pfeiffer! Im Jahr
2011 hat Deutschland mehr als doppelt so viele Kriegs-
waffen an Drittstaaten ausgeliefert wie an EU- und
NATO-Staaten. Dabei sollte das Regel-Ausnahme-
Verhältnis genau umgekehrt sein. Zu den Hauptabneh-
mern gehören vor allem die zahlungskräftigen Monar-
chien der arabischen Halbinsel. Gleichzeitig debattieren
wir hier seit Wochen, wie wir Mali im Kampf gegen die
islamistischen Terroristen unterstützen sollen. Ich
möchte Ihnen hierzu einmal aus der Neuen Zürcher Zei-
tung vom 23. Januar vorlesen:

Es gibt kaum einen Politologen, der nicht vermu-
tete, dass alle mit der Kaida verbündeten Islamisten
der Sahelzone zu einem beträchtlichen, wenn nicht
entscheidenden Teil von Saudiarabien und den
Golfemiraten finanziert werden. Deutschland aber
hat Saudiarabien letztes Jahr Waffen im Wert von
30 Millionen Euro geliefert, Riad ist an Kampfpan-
zern der Typen Boxer und Leopard interessiert, Ver-
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handlungen über die Lieferung von ABC-Spürpan-
zern des Typs Dingo sind im Gang. Ist das nicht
etwas seltsam?

(Jörg van Essen [FDP]: �Boxer� ist überhaupt 
kein Kampfpanzer!)

Diese Frage ist meines Erachtens mehr als berechtigt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD � Agnes 
Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So
sieht die schwarz-gelbe Verantwortung aus!)

Ob in Syrien oder in Mali: Nur wenn wir ganz fest die
Augen verschließen, können wir übersehen, dass isla-
mistische Kämpfer in bewaffneten Konflikten von ihrer
Hausmacht auf der arabischen Halbinsel finanziert wer-
den. Dennoch bezeichnet die Kanzlerin die Golfstaaten
als strategische Partner, die wir mit deutschen Waffen er-
tüchtigen wollen. Gleichzeitig schicken wir deutsche
Soldaten in die Wüste, um die Scherben der Politik die-
ser strategischen Partner wieder einzusammeln.

Bei dieser Gelegenheit gibt es dann noch ein Wieder-
sehen der Bundeswehr mit den Waffen, die in früheren
Jahren einem anderen strategischen Partner in Libyen
geliefert wurden. Was an diesem ganzen Schlamassel
strategisch sein soll, verstehen doch nicht einmal mehr
die Abgeordneten der Koalitionsfraktionen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann [DIE
LINKE])

Die Kanzlerin ist der Meinung, die Abgeordneten
müssten das auch gar nicht verstehen. Es sei besser,
wenn wir uns gar nicht mit diesen strategischen
Entscheidungen beschäftigen, denn das sei alles Kern-
bereich der Exekutive und damit streng geheim. So ein-
fach lässt sich parlamentarische Kontrolle aber nicht
aushebeln, Frau Merkel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da haben Sie Art. 26 Grundgesetz gründlich falsch
verstanden. Dort steht zwar, dass Kriegswaffen nur mit
Genehmigung der Bundesregierung exportiert werden
dürfen. Die Grundlage für diese Genehmigung regelt
allerdings ein Gesetz, und der Gesetzgeber sind immer
noch wir.

Man kann zu Recht behaupten, dass der Deutsche
Bundestag der Exekutive bislang mit dem Außenwirt-
schaftsgesetz und dem Kriegswaffenkontrollgesetz zu
viel Spielraum gelassen hat. Die freiwillige Selbst-
verpflichtung, die unter Rot-Grün in Form der Rüstungs-
exportrichtlinie verabschiedet wurde, hat sich als zu
schwach erwiesen, sonst wäre Deutschland nicht dritt-
größter Waffenexporteur geworden. Deshalb wollen wir
Grüne mit dem vorliegenden Antrag die in der Richtlinie
genannten Kriterien, wie Menschenrechtslage, Gefahr
innerer Repression und bewaffnete Konflikte, endlich als
Gesetz verabschieden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abg. Uta Zapf [SPD])

Wir wollen diese Kriterien verbindlich und am Ende
auch justiziabel machen. Denn die Exekutive ist an
Recht und Gesetz gebunden, und wenn sie dagegen ver-
stößt, ist es Aufgabe der Gerichte, den jeweiligen Einzel-
fall zu prüfen.

Da ein einzelner Bürger nicht klagebefugt ist, wenn es
um die Menschenrechtslage in einem anderen Land geht,
brauchen wir dazu die Möglichkeit einer Verbandsklage.
Bislang funktioniert die Rüstungsexportkontrolle nach
dem Motto �Wo kein Kläger, da kein Richter�. Im 
Umweltbereich hat sich gezeigt, wie die Wahrnehmung
berechtigter Interessen durch Klagerechte von Verbän-
den funktionieren kann. Warum soll das nicht auch im
Bereich der Rüstungsexportkontrolle funktionieren?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN � 
Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Damit
legen Sie das ganze Land lahm!)

Solange wir keine gerichtliche Kontrolle haben, ist
die parlamentarische umso wichtiger. Wie in jedem an-
deren Politikbereich auch, hat die Bundesregierung dem
Bundestag Rede und Antwort zu stehen und ihre Ent-
scheidungen zu begründen. Wir Parlamentarier können
aber nur dann die richtigen Fragen stellen, wenn wir
zunächst einmal informiert werden. Darauf haben wir
einen in Art. 38 Grundgesetz verankerten Anspruch.

Der Rüstungsexportbericht ist aufgrund seiner zeitli-
chen Verzögerung längst nicht mehr geeignet, die parla-
mentarische Kontrolle zu ermöglichen. Wir wollen daher
regelmäßige Unterrichtungen über sensible Exporte, ins-
besondere in Staaten außerhalb von NATO und EU. Und
wir wollen diese Unterrichtung auch vor der abschlie-
ßenden Genehmigung, damit wir zumindest in die Lage
versetzt werden, eine Stellungnahme abzugeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abg. Edelgard Bulmahn [SPD])

Selbstverständlich muss dabei nicht jede Information
gegenüber dem Plenum erteilt werden. Das ständig
wiederholte Gegenargument, wir würden mit unseren
Vorschlägen das Parlament überfordern, ist geradezu
absurd. So, wie der Bundestag sonst auch arbeitsteilig
vorgeht, brauchen wir für die Rüstungsexportkontrolle
ein parlamentarisches Gremium ähnlich dem bereits
existierenden Unterausschuss �Abrüstung, Rüstungs-
kontrolle und Nichtverbreitung�.

(Beifall der Abg. Edelgard Bulmahn [SPD])

Auch das Letztentscheidungsrecht der Exekutive
stellt deswegen noch keiner infrage. Es kann aber nicht
sein, dass die Exekutive alles, was mit Rüstungsexporten
zu tun hat, pauschal als streng geheimen Kernbereich
einstuft. Nur im begründeten Ausnahme- bzw. Einzel-
fall, wenn unternehmerische Interessen gegenüber dem
öffentlichen Interesse überwiegen, ist eine solche Einstu-
fung gerechtfertigt. Dass Rüstungsexporte in der Bevöl-
kerung unpopulär sind, reicht als Geheimhaltungsgrund
nicht aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)
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Auch die Lage in den Empfängerländern ist in der
Regel öffentlich nachzulesen, am besten gleich im
Menschenrechtsbericht der Bundesregierung. Die Mög-
lichkeit diplomatischer Verwicklungen ist daher auch
kein Geheimhaltungsgrund. Das unternehmerische Inte-
resse dürfte sich überwiegend auf die Geheimhaltung
von Kostenkalkulationen und technischen Daten bezie-
hen. Die können dann gerne geheim bleiben.

Wir wollen die außen- und sicherheitspolitische Be-
deutung solcher Entscheidungen diskutieren, und zwar
am liebsten mit den Kolleginnen und Kollegen, die dafür
zuständig sind. Das federführende Wirtschaftsministe-
rium hat so gut wie nie Einwendungen gegen beantragte
Exportgenehmigungen. Warum auch? Für die Krisen-
herde dieser Welt sind schließlich andere federführend
zuständig.

Wir fordern daher mit unserem Antrag, die Zustän-
digkeit auf das Auswärtige Amt zu übertragen; denn
letztlich kann dieses am besten beurteilen, ob im
Empfängerland innere Repressionen drohen oder
Menschenrechte verletzt werden. Die Zuständigkeit ist
letztlich keine reine Formsache; sie offenbart die politi-
sche Gewichtung der unterschiedlichen Interessen und
Kriterien.

Im Antrag der Linken finde ich zu all diesen konkre-
ten Vorschlägen leider nichts. Sie beschränken sich
darauf, sämtliche Exporte von Rüstungsgütern aus-
zuschließen, also auch die an EU- und NATO-Staaten.
Das hieße in der Konsequenz, dass sich alle europäi-
schen Länder eine autonome nationale Rüstungsindust-
rie für die Ausstattung ihrer Armeen mit den entspre-
chend hohen staatlichen Subventionen leisten müssten.
Das kann doch nicht ihr Ernst sein!

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Im Gegen-
teil! � Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Abrüs-
tung nennt man das!)

Oder wollen Sie doch die Bundeswehr abschaffen und
aus der NATO austreten? Das wäre dann wenigstens
konsequent.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ja, das ist
eine Idee!)

Auch das Beispiel Japan ist leider überholt. Dort hat
sich die Regierung nämlich gerade zu einer Kehrtwende
entschlossen,

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Das stimmt!)

weil sich das Land schon lange keine autarke Rüstungs-
industrie mehr leisten kann.

Ich glaube vielmehr, dass Abrüstung in Europa nur
durch mehr Zusammenarbeit erfolgen kann. Dazu gehört
zwingend auch eine Konsolidierung des europäischen
Rüstungsmarktes. Nicht jedes europäische Land braucht
sämtliche militärischen Fähigkeiten, und nicht jedes eu-
ropäische Land braucht seinen eigenen Hersteller für
Jagdflugzeuge und Panzer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Klar ist aber auch: Wenn wir den Export von
Rüstungsgütern und Kriegswaffen innerhalb von NATO
und EU zulassen, muss die Exportkontrolle an Europas
Außengrenzen umso besser funktionieren. Deswegen
wollen wir auch den Gemeinsamen Standpunkt der EU
zu Rüstungsexporten stärken und in nationales Recht
umsetzen. Noch heute Abend werden die Kollegen von
der Koalition die Chance dazu ungenutzt verstreichen
lassen und das Außenwirtschaftsgesetz ohne Umsetzung
dieses Vorschlages beschließen. Schade eigentlich!

Die SPD fordert in ihrem Antrag mehr Transparenz
und parlamentarische Beteiligung in der Rüstungs-
exportkontrolle. Das ist zweifelsfrei unerlässlich, sodass
wir diesem Antrag zustimmen werden.

Transparenz ist allerdings kein Selbstzweck, sondern
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer restriktiveren
Genehmigungspraxis. Genauso wichtig ist es deswegen,
den Endverbleib der Waffen tatsächlich zu überprüfen
und sich nicht mit einer schriftlichen Endverbleibserklä-
rung zu begnügen. Die Bundesrepublik hat hier gegen-
über den staatlichen Empfängern durchaus diplomati-
sche und gegebenenfalls auch rechtliche Möglichkeiten,
ihre Entscheidungen durchzusetzen, wenn sie es nur
will.

Sehr geehrte Damen und Herren, das Versteckspiel
der Bundesregierung bei der Waffenausfuhr ist einer
Demokratie unwürdig: unwürdig für die Regierung
selbst, da sie sich offensichtlich nicht in der Lage sieht,
ihre Entscheidung gegenüber einer kritischen Bevölke-
rung darzulegen und zu begründen, unwürdig vor allem
für uns Parlamentarier, die wir allesamt, egal auf wel-
cher Seite des Parlamentes, von der Regierung in Unwis-
senheit gelassen werden.

Lassen Sie uns diesen unwürdigen Zustand beenden
und sowohl das Verfahren als auch die gesetzlichen
Vorgaben beschließen, nach denen die Regierung ihre
Entscheidungen auszurichten hat.

(Beifall der Abg. Agnes Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Stimmen Sie deswegen für ein Rüstungsexportkontroll-
gesetz! Stimmen Sie unserem grünen Antrag zu!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Nächster Redner ist der Kollege Andreas Lämmel für

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Andreas G. Lämmel (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Im letzten Jahr, im Jahr 2012, haben wir hier in
diesem Hause alle acht Wochen über das Thema
�Rüstungskontrolle, Rüstungsexporte� gesprochen.

(Klaus Barthel [SPD]: Gut!)
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Der Verlauf der heutigen Debatte ist im Prinzip genauso
wie bei den sechs Debatten im letzten Jahr. Es gibt nicht
ein einziges neues Argument in der Debatte. Die Oppo-
sition arbeitet mit unterschwelligen Behauptungen.

(Klaus Barthel [SPD]: Da Sie unbelehrbar
sind!)

� Herr Barthel, zu Ihnen komme ich noch. � Sie täu-
schen uns über die Tatsachen in Ihrer eigenen Regie-
rungszeit hinweg. Dabei haben Sie heute zumindest er-
wähnt, dass es auch in der Zeit der rot-grünen Regierung
durchaus Diskussionen und Probleme mit dem Thema
Rüstungsexport gegeben hat. Es werden hier immer un-
terschwellig Unterstellungen eingestreut. Nirgendwo ha-
ben Sie einen einzigen Beleg für das gebracht, was Sie
behauptet haben, Herr Barthel.

Aber den Vogel hat natürlich der Kollege Gysi abge-
schossen; das muss man einmal klar sagen.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Wie im-
mer! Dafür ist er ja bekannt!)

Mir stellen sich schon alle Nackenhaare auf, wenn ich
Ihnen zuhöre, Herr Kollege Gysi. Sie erinnern sich doch
noch an die drei Buchstaben SED. Die kennen Sie doch
noch. Da haben Sie doch schon damals Verantwortung
getragen, Sie waren Mitglied in dieser Partei.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ich?)

� Nein, der Kollege Gysi. � Diese Partei hat die Katego-
risierung der Welt vorangetrieben.

(Zuruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann [DIE
LINKE])

Es gab gerechte Kriege, und es gab ungerechte Kriege.
Wenn dann die SED einen Krieg als �gerechten Krieg� 
gekennzeichnet hat,

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Wahrscheinlich
hat das der Gysi formuliert!)

dann hat die SED mit ihren Verbündeten Waffen in un-
geahnter Zahl über die Welt verstreut, Herr Gysi: ohne
Transparenz, ohne Rüstungsexportbericht, ohne dass
überhaupt jemand wusste, wohin diese Waffen gingen,
wer diese Waffen hatte und wer diese Waffen weiterver-
kauft hat.

(Zurufe von der LINKEN)

Der Gipfel von all dem war � daran können Sie sich 
erinnern � im Dezember 1989: In der Nähe von Rostock 
wurden von der Bürgerbewegung mehrere Lagerhallen
mit versandfertigen Waffen aufgefunden. Jetzt stellen
Sie sich mit Ihrer Vergangenheit hier hin und sagen kei-
nen einzigen Ton dazu, was Sie damals als Mitglied der
SED getan haben, und sind jetzt sozusagen der Friedens-
engel des Deutschen Bundestages.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � Bei-
fall bei der LINKEN � Dr. Dagmar Enkelmann
[DIE LINKE]: Blockflöte!)

Wissen Sie, das ist schon ein starkes Stück.

Mit Blick auf den Rüstungsexportbericht muss ich na-
türlich sagen:

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Er ist sehr
originell!)

Auch mir gefällt es nicht, dass wir im Jahre 2013 über
den Rüstungsexportbericht des Jahres 2011 diskutieren.

(Klaus Barthel [SPD]: Ja, eben!)

Wie meine Vorredner bin ich der Auffassung: Hier brau-
chen wir dringend eine Änderung. Es muss dem Parla-
ment und der Öffentlichkeit zügiger berichtet werden.
Darin sind wir uns einig. Daran werden wir weiter arbei-
ten. Da werden wir gemeinsam mit der Bundesregierung
zu Lösungen kommen.

Nun muss man sich einmal die Zahlen in dem Rüs-
tungsexportbericht genauer ansehen. Da fällt erstens auf
� Herr Barthel, das haben Sie nicht erwähnt �: Die abso-
luten Summen, die ausgewiesen sind, sagen noch nichts
über die Quantität aus; denn die Preissteigerungsraten
der letzten Jahre bei den Rüstungssystemen sind sehr
hoch. Das spiegelt sich natürlich in der wertmäßigen
Summe im Rüstungsexportbericht wider. Hier muss man
die Inflationsrate bei Rüstungssystemen einrechnen.

Zweitens haben Sie ganz verschwiegen � der Kollege 
Lindner hat allerdings darauf hingewiesen �, dass der 
Höchststand bei den Rüstungsexporten 2005 war. Die
rot-grüne Bundesregierung hat damals hierfür die Ge-
nehmigungen erteilt. Nun will ich Ihnen diese Zahl gar
nicht an den Kopf werfen, aber da Sie uns immer unter-
stellen, die Bundesregierung würde ihre Grundsätze ver-
lassen, die Bundesregierung hätte eine neue Doktrin auf-
gestellt,

(Klaus Barthel [SPD]: Das haben wir uns doch
nicht ausgedacht!)

sage ich Ihnen: Diese Vorwürfe sind nicht zu belegen.
Der Höchststand der Rüstungsexporte war 2005 unter
der rot-grünen Regierung. Das müssen Sie doch endlich
einmal zur Kenntnis nehmen!

Dann will ich Ihnen noch etwas sagen. Als Kronzeu-
gen für Ihre Behauptungen führen Sie immer das SIPRI
an. Das SIPRI � der Kollege Lindner hat schon auf die 
Problematik bei der Ermittlung der Zahlen des SIPRI
hingewiesen � weist aus, Herr Barthel, dass der deutsche
Marktanteil an den internationalen Rüstungsexporten
von 11 auf 9 Prozent rückläufig ist; das können Sie dort
nachlesen.

Zum Verständnis der Zahlen muss man noch Folgen-
des wissen � in der Anhörung im Wirtschaftsausschuss, 
Herr Kollege Barthel, wurde das noch einmal deutlich
dargestellt �: Bei großen Waffensystemen wird die wert-
mäßige Summe dem Land zugerechnet, in dem die End-
kontrolle stattfindet. Ich erkläre das: Ein großes System
besteht aus vielen Komponenten, die aus verschiedenen
Ländern geliefert werden. Letztendlich wird der Ge-
samtwert dem Land zugeschrieben, in dem das entspre-
chende System endmontiert wird. Da die deutsche Wehr-
industrie für sehr viele Endmontagen zuständig ist, ist
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aufgrund dessen der wertmäßige Umsatz in Deutschland
hoch.

Die IG Metall zum Beispiel bescheinigt der wehrtech-
nischen Industrie in Deutschland, dass sie ein wichtiger
Technologiemotor der deutschen Wirtschaft ist. Es gibt
also verschiedene Sichtweisen. Insofern sollte man nicht
wie Sie dieses Thema so polemisch behandeln und mit
Unterstellungen und Halbwahrheiten arbeiten. Man
muss sich die Lage genau anschauen. Dann stellt man
fest: Deutschland ist kein gewissenloser Waffenhändler,
wie vor allen Dingen Sie, Herr Kollege Gysi, das versu-
chen darzustellen. Sie verkünden Zahlen als Weltneuhei-
ten, die in jedem Bericht nachzulesen sind. Sie sagen im-
mer, dass das, was Sie sagen, eine Sensation sei; dabei
ist alles nachzulesen. Das ist eben Teil Ihrer PDS-Show.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Die Bundesregierung hält sich genau an die Grund-
sätze, die unter Rot-Grün aufgestellt wurden. Sie müssen
doch zur Kenntnis nehmen, dass wir, die christlich-libe-
rale Koalition und die Bundesregierung, uns genau an
das halten, was Sie aufgestellt haben. Davon müssten Sie
doch eigentlich begeistert sein und müssten sagen: Es ist
sehr gut, dass sich Deutschland solche Regelungen gege-
ben hat. � Deutschland liefert nicht leichtfertig Waffen in 
die ganze Welt. Hier gibt es ganz klare Regularien, an
die wir uns halten.

Schauen wir uns die vorliegenden Anträge an. Zu
dem Antrag der Linken hat die Kollegin von den Grünen
schon alles gesagt. Mehr ist dazu nicht zu sagen. Er ist
das Papier nicht wert, auf dem er geschrieben steht. Das
hat bloß Ihren ökologischen Fußabdruck wieder etwas
verschlechtert, Herr Kollege Gysi. Sie haben wieder Pa-
pier verbraucht. Der Antrag der SPD enthält wieder ei-
nige Behauptungen, die so nicht haltbar sind. Das passt
aber genau zu dem Bild, das der Kollege Barthel hier ge-
malt hat.

(Klaus Barthel [SPD]: Welche denn? Sagen
Sie doch mal, welche!)

Klar ist: Wir werden hier im Parlament immer wieder
über Rüstungskontrolle und Rüstungsausfuhren diskutie-
ren. Sie können sicher sein, dass wir uns diesem Thema
mit großer Verantwortung stellen. Dafür brauchen wir
Ihre Belehrungen nicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Das Wort hat jetzt die Kollegin Edelgard Bulmahn
von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Edelgard Bulmahn (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Die Bundesregierung stellt sich gerne als ent-
schiedene Kämpferin für die Menschenrechte dar, deren
Einhaltung sie ohne Rücksicht auf wirtschaftliche oder

sonstige Interessen anmahnt und einfordert. Eine Politik,
die auch meine Fraktion uneingeschränkt unterstützt. Ich
muss aber ein �Aber� oder ein �Wenn� einfügen. Wir 
würden diese Politik uneingeschränkt unterstützen,
wenn nicht die Bundesregierung immer dann, wenn es
um die Interessen der deutschen Waffenlobby geht, of-
fenkundig andere Prioritäten setzen würde.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD � 
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Sehr rich-
tig!)

Deutschland hat sich unter dieser Bundesregierung zur
führenden Exportnation bei Kriegswaffen entwickelt.
Nur die USA und Russland exportieren noch mehr
Kriegsgerät. Man mag das für einen Ausweis deutscher
Wettbewerbsfähigkeit halten, die wir � jedenfalls gilt das 
für meine Fraktion � sicherlich für sehr wichtig halten. 
Aber, Kollege Lindner, Waffen sind keine x-beliebigen
Wirtschaftsgüter.

Ganz heimlich hat sich die Bundesregierung von den
im Jahr 2000 unter Rot-Grün verankerten politischen
Grundsätzen für den Export von Kriegswaffen und sons-
tigen Rüstungsgütern verabschiedet. Nach diesen Richt-
linien sollten Ausfuhrgenehmigungen für den Export in
Staaten außerhalb der NATO und der EU restriktiv und
nur im Einzelfall erteilt werden. Das besagen die Richtli-
nien.

Es gibt drei wesentliche Kriterien für die Gewährung
bzw. die Versagung einer Exportgenehmigung.

Das erste Kriterium ist die strikte Beachtung der
Menschenrechte. Jetzt frage ich Sie, Kollegen von der
Koalition: Ist die strikte Beachtung von Menschenrech-
ten vereinbar mit Waffenexporten nach Saudi-Arabien
oder nach Pakistan?

Das zweite Kriterium ist die Beurteilung, ob ein
Export im Empfängerland eine nachhaltige Entwicklung
be- oder verhindert. Wenn eine nachhaltige Entwicklung
be- oder verhindert wird, dann sollte keine Exportgeneh-
migung erteilt werden. Ist diesem Kriterium eigentlich
bei der Prüfung Genüge getan, wenn wir jetzt beispiels-
weise Waffen nach Ägypten liefern oder wenn wir sie
nach Algerien liefern werden?

Das dritte Kriterium lautet: Der Export sollte zum
Friedenserhalt und zur Konfliktvermeidung beitragen.

Das sind die Kriterien, die angelegt und geprüft wer-
den müssen. Die Bundesregierung betont zwar immer
wieder, dass sie an diesen politischen Grundsätzen fest-
halten würde � das ist auch eben wieder geschehen �, 
aber wenn es um den Export von möglicherweise mehre-
ren Hundert Panzern nach Saudi-Arabien geht, wird
doch schon einmal ein Auge zugedrückt.

(Klaus Barthel [SPD]: Mehrere! � Dr. Joachim 
Pfeiffer [CDU/CSU]: Es wird kein Auge zuge-
drückt, das ist sinnvoll!)

Die Bundeskanzlerin hat inzwischen auch öffentlich
von einer restriktiven Rüstungsexportpolitik Abstand ge-
nommen. In einer denkwürdigen Rede auf der Tagung
des zivilen und militärischen Spitzenpersonals der Bun-
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deswehr am 2. Oktober 2012 in Strausberg sprach sie
sich, wie die Nachrichtenagentur AFP zu melden wusste,
für Rüstungsexporte zur Friedenssicherung aus.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Das ist
richtig!)

Man höre: Rüstungsexporte zur Friedenssicherung. Und
das in die Länder, die ich eben genannt habe. Rüstungs-
exporte nach Saudi-Arabien. Ich finde, man muss schon
zwischen einer aufgeklärten Politik und einer kaum noch
hinnehmbaren Naivität unterscheiden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die sogenannten Schwellenländer, so die Bundes-
kanzlerin weiter, müssten vor dem Hintergrund ihrer ge-
wachsenen wirtschaftspolitischen Bedeutung mehr si-
cherheitspolitische Verantwortung übernehmen, wozu
wir, NATO und EU, also auch Deutschland, sie durch
den Export von Rüstungsgütern und Ausbildungshilfe
ertüchtigen müssten. Ausbildungshilfe ja, wirtschaftli-
che Entwicklung ja, aber Rüstungsexporte nein. Das ist
jedenfalls unsere Position.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Solange
ihr in der Opposition seid!)

Das, so finde ich, ist das eigentlich Gravierende: Mit
dieser Position der Bundeskanzlerin kündigt diese Bun-
desregierung einen Grundkonsens der gesamten Nach-
kriegszeit auf, einen Grundkonsens, der von den 50er-
Jahren bis heute gegolten hat. Dieser Grundkonsens be-
stand darin, dass Waffenexporte nur mit äußerster Zu-
rückhaltung zugelassen werden sollten.

(Erich G. Fritz [CDU/CSU]: Das ist auch
falsch, was Sie sagen!)

Das ist eine Weichenstellung, die meines Erachtens nicht
akzeptabel ist.

Die Bundeskanzlerin behauptet zwar, die Beachtung
der Menschenrechte bleibe das entscheidende Kriterium
und die Waffenexporte sollten nur an vertrauenswürdige
Partner gehen. Aber was waren und sind denn vertrau-
enswürdige Partner? War das Schahregime zum Beispiel
ein solcher Partner? Wurde nicht auch der Irak einst vom
Westen als Bollwerk gegen die iranischen Ajatollahs
hochgerüstet? Gegen welche Feinde sollen denn eigent-
lich die Panzer in Saudi-Arabien eingesetzt werden?
Doch wohl kaum gegen den Iran in den Fluten des Persi-
schen Golfs.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN � Dr. Martin Lindner [Berlin] 
[FDP]: Das ist auch naiv!)

Ein Blick in die Nachkriegsgeschichte zeigt in aller
Deutlichkeit: Die Lieferung von Waffen in Konfliktregi-
onen, an autokratische Herrscher oder auch in instabile
Staaten hat sich sicherheitspolitisch nie ausgezahlt, weil
nur allzu oft die Freunde von gestern zu den Gegnern
von heute geworden sind und weil nur allzu oft die Waf-
fen nicht zur eigenen Verteidigung, sondern zur Unter-
drückung der eigenen Bevölkerung eingesetzt wurden.
Aber ungetrübt von all diesen Erfahrungen fördert die

Bundesregierung den Rüstungsexport � inzwischen so-
gar aktiv � in diese Länder. Sie fördert ihn nicht nur 
durch die Vorführung der Möglichkeiten des Leopard 2
in Saudi-Arabien; als die Kanzlerin in Angola weilte,
vergaß sie nicht, darauf hinzuweisen, dass man ange-
sichts der zahlreichen unzureichend geschützten Ölplatt-
formen gerne bei der Ertüchtigung der Marine, etwa
durch die Lieferung von Patrouillenbooten, helfen wolle.

(Klaus Barthel [SPD]: Hört! Hört!)

Das ist meines Erachtens eine falsche Politik. Wer
Waffen liefert, fördert regionales Wettrüsten und riskiert
letztendlich, dass sie, über einen längeren Zeitraum be-
trachtet, dem Falschen in die Hände fallen. Wir tun des-
halb gut daran, Waffenexporte in Staaten, die nicht Mit-
glied der NATO oder der EU sind, äußerst restriktiv zu
behandeln. Der jetzt von der Bundesregierung einge-
schlagene Weg hat mit Friedenssicherung nichts, aber
auch gar nichts zu tun. Im Gegenteil: Er ist risikoreich,
konfliktschürend und friedensgefährdend. Deshalb soll-
ten wir dem Einhalt gebieten und mit der heutigen Be-
schlussfassung Sorge dafür tragen, dass die Bundesre-
gierung zu einer restriktiven Genehmigungspraxis
zurückkehrt. Das gilt insbesondere für die Rüstungs-
exportpolitik gegenüber Drittstaaten.

Lassen Sie mich noch einen Hinweis geben. Sie ha-
ben vorhin das Jahr 2005 genannt. Wenn Sie sich das
einmal ein bisschen genauer angucken � ich gehe davon 
aus, dass Sie das getan haben �, dann werden Sie fest-
stellen, dass die Lieferungen in Drittstaaten im Jahre
2006 einen Anteil von 27,5 Prozent an den gesamten
Rüstungsexporten hatten, im Jahre 2011 von 42 Prozent.
Das ist genau das Problem. Rüstungsexporte in NATO-
Mitgliedstaaten und in die EU sind jedenfalls unserer
Auffassung nach nicht das Problem. Das Problem sind
die Rüstungsexporte in Drittstaaten, die eben nicht poli-
tisch stabil sind, sondern in denen wir genau von den
Gefahren ausgehen müssen, die ich gerade beschrieben
habe.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das können Sie nicht ignorieren und wegleugnen. Das
steht in Ihren eigenen Berichten. Lesen Sie es nach!

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Das wa-
ren Schießanlagen und Maschinengewehre
nach Saudi-Arabien!)

Umso wichtiger ist es, dass wir als Parlament uns der
Frage der Rüstungsexporte und der Kontrolle der Rüs-
tungsexporte stärker annehmen, als dies bisher der Fall
gewesen ist, und zwar gerade deshalb, damit so etwas
nicht immer unter dem Tisch geschieht, nicht geheim
bleibt, sondern damit wir als Parlament unsere Verant-
wortung auch tatsächlich wahrnehmen können.

Im Augenblick erhält das Parlament die Rüstungs-
exportberichte immer erst mit monatelangen Verspätun-
gen, manchmal sogar erst nach Jahren. Darüber haben
wir hier schon mehrfach diskutiert. Drei Monate nach
Jahresende � so unsere Auffassung � müssen die Rüs-
tungsexportberichte der Bundesregierung dem Parla-
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ment vorliegen. Das sollte ein Muss sein und keine
Frage von Güte oder Ähnlichem.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir haben noch einen zweiten Vorschlag gemacht,
der mir sehr wichtig ist und der sicherlich zu einer Ver-
besserung der Politik führen wird, nämlich dass wir ein
parlamentarisches Gremium damit beauftragen, die Ver-
antwortung des Parlaments auch tatsächlich wahrzuneh-
men. Sicherlich � das haben einige meiner Vorredner ge-
sagt; das zeigt schon ein Blick in das Grundgesetz � ist 
eine Genehmigung oder Versagung eines Rüstungs-
exportvorhabens eine Sache der Exekutive. Das kann
aber nicht heißen, dass das Parlament in die Entschei-
dungsfindung nicht mit einbezogen wird oder werden
könnte und über den Vorgang noch nicht einmal infor-
miert wird, sondern diese Informationen der Presse ent-
nehmen muss. Waffenexporte sind von grundlegender
außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung. Deshalb
kann sich auch im Parlament niemand von seiner Verant-
wortung freisprechen.

Ich kann überhaupt keinen Grund für eine übertrie-
bene Geheimhaltung sehen. Glaubt denn wirklich je-
mand allen Ernstes, dass Panzerlieferungen nach Saudi-
Arabien in den Zeiten, in denen wir heute leben, im Ver-
borgenen stattfinden können? Warum kann denn eine
Bundesregierung nicht Farbe bekennen und ihre Ent-
scheidungen auch begründet darlegen? Ist es nicht Sache
des Parlaments, Entscheidungen der Regierung zu über-
prüfen und zu kontrollieren und gegebenenfalls auch in-
frage zu stellen?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Edelgard Bulmahn (SPD):
Genau das fordern wir. Deshalb sage ich ganz offen:

Ich habe kein Verständnis für die Entscheidung der
Mehrheit im Wirtschaftsausschuss, sich genau vor dieser
Verantwortung zu drücken. Deshalb appelliere ich an die
Kolleginnen und Kollegen, unserem Antrag zuzustim-
men.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Für die FDP-Fraktion spricht jetzt der Kollege

Dr. Rainer Stinner.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Ernst Hinsken
[CDU/CSU])

Dr. Rainer Stinner (FDP):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Zum wiederholten Mal sprechen wir heute dieses Thema
an. Die Opposition macht eine saubere Oppositionsar-

beit: Sie recycelt ihre alten Anträge und ihre alten Argu-
mente. Die Opposition ist aber leider nicht lernfähig.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Ernst
Hinsken [CDU/CSU] � Katja Keul [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Der Antrag ist brand-
neu!)

Deshalb werden Sie sich heute von unserer Seite ähnliche
Argumente anhören müssen wie beim letzten Mal.

Frau Keul, ich erinnere mich daran, dass Sie beim
letzten Mal bei einigen meiner Argumente richtig heftig
genickt haben. Deshalb möchte ich dies einführend noch
einmal sagen: Wenn wir über das Thema Rüstungs-
exporte sprechen, dann sprechen wir über die Frage: Ist
die deutsche wehrtechnische Industrie sinnvoll, und wel-
che Bedeutung hat sie? Deswegen, sehr verehrte liebe
Frau Keul, wiederhole ich mein Argument, bei dem Sie
das letzte Mal so begeistert genickt haben: Ich stehe da-
für, dass wir in Deutschland nach wie vor eine Bundes-
wehr haben. Nicht alle wollen das; aber wir stehen dafür.
Wenn das so ist, dann stehe ich dafür, dass wir die Bun-
deswehr nicht nur mit Waffen aus Tschechien, Schwe-
den, Amerika und Großbritannien ausrüsten, sondern
dass wir sie auch mit deutschen Waffen ausrüsten wollen
und müssen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Ernst Hinsken
[CDU/CSU])

Wenn das richtig ist, dann müssen wir zur Kenntnis neh-
men, dass niemand von uns in der Lage und bereit ist,
den deutschen Wehretat so weit aufzublasen, dass wir
dadurch eine veritable leistungsfähige deutsche wehr-
technische Industrie erhalten können.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Exakt!)

Wenn auch dieser Satz richtig ist, dann heißt das: Rüs-
tungsexport, Export von wehrtechnischen Produkten
kommt natürlich in Betracht.

Auch jetzt wiederhole ich mich zum wiederholten
Male: Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Linken,
wir erwarten nicht, dass bei Ihnen die Argumente ver-
fangen.

(Zurufe von der LINKEN)

Aber wir lassen Ihnen auch nicht durchgehen, dass Sie
hier dauernd alles durcheinanderbringen � das ist ja wie 
Kraut und Rüben � und alles miteinander vermischen. 
Der Kollege Pfeiffer hat völlig zu Recht gesagt, dass in
den Zahlen, über die wir sprechen, zum Beispiel die
Ausrüstung der Krankenhäuser und die Ausrüstung für
die Minensuche enthalten sind. Das sind humanitäre
Aspekte, die in die Kategorisierung fallen. Damit tun wir
doch etwas Gutes für die Welt. Von daher denken wir gar
nicht daran, das so undifferenziert stehen zu lassen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich erwarte auch nicht, dass wir Sie überzeugen. Aber
wir sprechen hier im Deutschen Bundestag als Podium
für das Volk, für die vielen Journalisten, die hier oben
links sitzen, für die vielen Bürgerinnen und Bürger, auch
für jene aus Beilstein, die uns heute zuhören, und für die
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vielen Millionen an den Rundfunkgeräten zu Hause.
Deshalb müssen Sie sich die Argumente hier noch ein-
mal anhören.

Ich sage also zum wiederholten Male: Es gibt hier im
Raum eine Person, die als Ministerin Teil des Bundes-
kabinetts war,

(Elke Hoff [FDP]: Jawohl!)

das Kriegswaffen, das Waffen nach Saudi-Arabien gelie-
fert hat,

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr wahr!)

und zwar solche Waffen, die in erster Linie zur Unter-
drückung von Aufständischen eingesetzt werden, näm-
lich Handfeuerwaffen und Maschinenpistolen. Sehr ver-
ehrte Frau Bulmahn, da waren Sie im Bundeskabinett!
Sie tun jetzt so, als gäbe es eine neue Politik gegenüber
Saudi-Arabien. Sie tun so, als entdeckten Sie erst heute,
dass Saudi-Arabien kein Rechtsstaat wie Dänemark,
Deutschland und Belgien ist; dazu sage ich: Das ist trau-
rig und spricht nicht für Ihre außenpolitische Kompe-
tenz. Medizinisch könnte man sagen: Sie leiden unter re-
trograder Amnesie, das heißt, Sie haben vergessen, was
Sie damals selber gemacht haben. Das müssen wir sehr
deutlich sagen.

(Beifall bei der FDP � Edelgard Bulmahn 
[SPD]: Ich ziehe Konsequenzen aus den Ent-
wicklungen! Genau das tun Sie nicht! Sie zie-
hen keine Konsequenzen aus Entwicklungen!)

Meine Damen und Herren, zum Abschluss zu der ers-
ten Frage, die uns jetzt bewegt: Wie gehen wir mit der
Situation um, was das Informatorische und den Ent-
scheidungsrhythmus angeht? Es ist schon gesagt worden
� da sind wir einer Meinung; ich bin auch zitiert worden; 
es ist ja richtig, was ich gesagt habe �, dass wir mit der 
gegenwärtigen Situation natürlich nicht zufrieden sein
können. Den Informationsrhythmus haben aber nicht wir
eingeführt, den hat nicht diese böse Bundesregierung
eingeführt. Wir haben nur das fortgesetzt, was frühere
Bundesregierungen getan haben, vor allen Dingen die-
jenigen, unter denen viele Waffen nach Saudi-Arabien
geliefert worden sind.

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr wahr!)

Den Rhythmus haben wir beibehalten.

Wir sehen jetzt alle gemeinsam, dass es sinnvoll ist,
den Rhythmus zu ändern. Deshalb schlagen wir vor, dass
wir tatsächlich in einen anderen Rhythmus kommen; das
kann zum Beispiel quartalsmäßig sein.

Die weitere Frage ist: Wann kann der Bericht veröf-
fentlicht werden? Ich persönlich nehme der Bundesre-
gierung nicht ab � das Argument hat sie bisher immer 
gebracht �, es sei so schwierig, die Daten zusammenzu-
stellen. Nein, liebe Leute in der Regierung, da müsst ihr
euch ein bisschen anstrengen! Das klappt schon! Ich
halte die Bundesregierung für fähig, innerhalb von drei
Monaten die Zahlen zusammenzustellen. Dann hätten
wir einen neuen Rhythmus.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU � Klaus Barthel [SPD]: Bis wann 
kriegen wir Ihren Antrag?)

Ich gehe davon aus � ich gehöre der Regierung nicht an �,
dass wir Initiativen ergreifen werden mit dem Ziel, noch
in dieser Legislaturperiode eine Änderung hinzubekom-
men. Das ist jedenfalls mein Ziel. Ich hoffe, es zu errei-
chen. Wenn ich es nicht erreiche, bedaure ich es, und
dann können Sie mich auch gern kritisieren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Abg. Agnes Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Herr Stinner, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Rainer Stinner (FDP):
Ich habe nur noch 40 Sekunden Redezeit.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das wird nicht angerechnet.

Dr. Rainer Stinner (FDP):
Ich möchte das aber jetzt im Zusammenhang darle-

gen. � Ich möchte jetzt zu der nächsten Frage kommen, 
nämlich zu der Frage: Ist es sinnvoll, ein Gremium zu
schaffen, das sich mit Rüstungsexporten beschäftigt?
Darüber kann man durchaus nachdenken. Es gibt Pros
und Cons. In einigen anderen Ländern � wir haben uns 
das angeguckt � ist das Parlament tatsächlich beteiligt. 
Darüber muss man nachdenken, und das werden wir
sicherlich auch gern tun. Die Frage, die wir uns selber
stellen müssen, Frau Bulmahn, ist nur: Hilft es dem ein-
zelnen Abgeordneten, wenn es ein Gremium gibt, das
mit solchen Fragen befasst ist, aber im Geheimen tagt?
Wenn ich als Abgeordneter dem Gremium nicht ange-
höre, werde ich in der Öffentlichkeit trotzdem für solche
Themen in Anspruch genommen, kann mich aber nicht
wehren, kann auch nichts sagen. Von daher ist die Frage,
wie das Ganze gestaltet werden soll, noch offen. Es ist,
glaube ich, zu früh, darüber zu entscheiden. Ich persön-
lich gehe nicht davon aus � auch das mögen Sie kritisie-
ren �, dass wir das noch in dieser Legislaturperiode 
schaffen werden. Ich halte das nicht für realistisch. Aber
es wird dann ja weitergehen. Wir müssen uns genau
überlegen, was wir dort machen. Aber an der exekutiven
Aufgabe werden wir nicht rütteln wollen und können.
Letztendlich ist die Entscheidung eine Entscheidung der
Bundesregierung, der Exekutive. Das wird auch in Zu-
kunft nach meinem Dafürhalten so sein und so sein müs-
sen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt der Kollege Jan

van Aken das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)
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Jan van Aken (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es geht
hier heute darum, dass Deutschland Panzer, Gewehre
und tausend Arten von Waffen ziemlich hemmungslos in
alle Welt exportiert.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]:
�Hemmungslos�!)

Es geht hier darum, dass Deutschland drittgrößter Waf-
fenexporteur der Welt ist. Das schreibt die Bundesregie-
rung selbst in ihrem Rüstungsexportbericht. Was heißt
das eigentlich? Ganz praktisch heißt das, dass da drau-
ßen Menschen sterben, weil Sie sich weigern, Waffen-
exporte zu verbieten. So einfach ist das, und so brutal ist
das.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: So einfach ist
die Welt von Herrn van Aken!)

Jetzt habe ich hier verschiedene Argumente gehört,
mit denen Sie Waffenexporte begründen wollen. Das
letzte Argument war �humanitär�, weil unter Rüstungs-
exporte auch Minenräumgeräte fallen. Das ist wirklich
das lächerlichste Argument, Herr Stinner, das ich je ge-
hört habe. Im Jahre 2011 hat diese Bundesregierung
Rüstungsexporte im Wert von 10,8 Milliarden Euro
genehmigt. Wenn ich Minenräumgeräte und Kranken-
häuser herausrechne, sind es mit Sicherheit immer noch
10,7 Milliarden Euro. Das sind 10,7 Milliarden Euro zu
viel, Herr Stinner; das wissen Sie auch.

(Beifall bei der LINKEN)

Das zweite Argument � und da läuft es mir wirklich 
kalt den Rücken herunter � ist, dass ein massiver Ver-
kauf von Waffen für Sicherheit in der Welt sorgt. Wissen
Sie, woran mich das erinnert? An diese widerliche Waf-
fenlobby in den USA. Jedes Mal, wenn es dort einen
Amoklauf gibt, wenn wieder tote Kinder im Klassen-
raum liegen, sagen ihre Vertreter: Wir müssen noch mehr
Waffen verkaufen, um damit noch mehr Sicherheit zu
schaffen. � Wir wissen doch alle, wie absurd das ist, dass 
damit nur noch mehr Amokläufe befördert werden, dass
es noch mehr Tote gibt. Mit Waffenexporten fördern Sie
keine Sicherheit, sondern Unsicherheit und Destabilisie-
rung; das wissen Sie.

(Beifall bei der LINKEN)

Machen Sie sich keine Illusionen. Jede einzelne die-
ser Waffen, die Sie jetzt verkaufen wollen, wird irgend-
wann auch eingesetzt, ganz blutig und ganz brutal. Ich
finde, Sie ganz persönlich tragen daran eine Mitschuld.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Erzählen
Sie jetzt kein dummes Zeug! Das ist unmög-
lich, was Sie hier verzapfen!)

Das dritte Argument, das ich heute von CDU und
FDP gehört habe, ist wirklich der Hammer: dass mit
Waffenexporten Menschenrechte geschützt werden.
Wissen Sie, in welches Land im Jahre 2012 die meisten
Rüstungsexporte � im Wert von über 1,3 Milliarden 
Euro � genehmigt wurden? Nach Saudi-Arabien. Was 
glauben Sie denn, wie Sie mit Leopard-Panzern in

Saudi-Arabien Menschenrechte schützen? Herr Lindner,
Sie wissen ganz genau, dass das Blödsinn ist.

(Beifall bei der LINKEN � Dr. Martin Lindner 
[Berlin] [FDP]: Sie erzählen dummes Zeug!
Sie wissen genau, dass kein einziger Panzer
dabei war! Sie sind ein Schwätzer vor dem
Herrn!)

Dann höre ich hier das Argument, dass die deutsche
Polizei in Saudi-Arabien einen Job im Dienst der Men-
schenrechte betreibt, weil sie dort die Grenzpolizisten
ausbildet und dafür sorgt, dass die Menschen dann men-
schenrechtskonform festgenommen werden. Glauben
Sie denn ganz im Ernst, Herr Lindner, dass der arme
Mensch, der heute in Riad im Folterkeller sitzt, der ge-
martert wird, dankbar dafür ist, mit deutscher Hilfe men-
schenrechtskonform festgenommen worden zu sein?
Dessen Blut klebt auch an Ihren Fingern, Herr Lindner.
Ich finde das widerlich, was Sie hier verbreiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn das Ganze nicht so brutal wäre, dann hätte ich
mich eigentlich bei der heutigen Debatte das ein oder an-
dere Mal auch amüsiert zurücklehnen und beobachten
können, wie Sie sich hier gegenseitig vorwerfen, dass
Sie doch alle hemmungslos Waffen in alle Welt verkauft
haben. Das stimmt ja auch. Sie alle � SPD, Grüne, CDU, 
CSU, FDP � haben über viele Jahre und Jahrzehnte hem-
mungslos Waffen in alle Welt verkauft und werfen sich
jetzt gegenseitig Heuchelei vor. Auch das stimmt.

Frau Bulmahn, ich finde es wirklich verlogen, dass
Sie für die SPD hier Waffenexporte nach Saudi-Arabien
kritisieren, aber gleichzeitig keinen einzigen Ton dazu
sagen, dass Sie Ministerin waren und die SPD mitregiert
hat, als eine ganze Waffenfabrik für Saudi-Arabien ge-
nehmigt wurde. Heute sind die Saudis in der Lage, das
hochmoderne deutsche G36-Gewehr selbst zu bauen.
Die bewerben das schon international zum Verkauf. Ich
möchte mir gar nicht vorstellen, wie viel Blut in den
nächsten Jahrzehnten damit vergossen wird. Und wer hat
es gemacht? Sie von der SPD haben es gemacht. Das ist
leider so.

Sie sagen jetzt hier, Sie hätten gelernt; aber das
stimmt nicht. Ich habe mir die Anträge genau durchgele-
sen. Wenn man alles von dem, was die SPD hier im Mo-
ment fordert, umsetzen würde, dann würde sich gar
nichts ändern. Keine einzige Ihrer Forderungen würde
bei einer Umsetzung auch nur einen einzigen Waffenex-
port verhindern. Wenn man Ihren Antrag genau durch-
liest, dann erkennt man: Sie fordern explizit, dass weiter-
hin Waffen nach Saudi-Arabien, an Diktaturen verkauft
werden können.

(Klaus Barthel [SPD]: Unsinn! Das ist jetzt
politischer Analphabetismus! � Edelgard 
Bulmahn [SPD]: Das ist doch völlig falsch!)

Sie fordern, dass weiterhin Kleinwaffen in alle Welt ver-
kauft werden können. Ich frage mich: Warum eigentlich?
Warum sind Sie von der SPD und von den Grünen ei-
gentlich nicht bereit, zu sagen: �Wir müssen wenigstens 
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ein generelles Verbot von Kleinwaffenexporten endlich
durchsetzen�?

(Beifall bei der LINKEN)

Sie wissen genau, dass das die Massenvernichtungswaf-
fen unserer Zeit sind. Sie wissen genau, wie viele Men-
schenleben wir retten könnten, wenn wir die Kleinwaf-
fenexporte endlich verböten; aber Sie trauen sich nicht.

Sie reden über Transparenz; das finde ich gut. Ich
möchte auch mehr wissen; ich möchte schneller wissen,
welche Waffenexporte die Regierung genehmigt. Aber
Sie wissen auch, dass Transparenz allein nicht einen ein-
zigen Waffenverkauf verhindert. Sie haben Ihre eigenen
Erfahrungen gesammelt: Die rot-grüne Regierung hat
1999 für mehr Transparenz gesorgt und den Rüstungs-
exportbericht eingeführt. Aber Sie haben damit keinen
einzigen Waffenexport verhindert. Das Volumen der
Waffenexporte ist auch in Ihrer Regierungszeit gestiegen
und gestiegen und gestiegen,

(Klaus Barthel [SPD]: Das stimmt aber nicht!
Das ist objektiv falsch!)

und das tun sie bis heute.

Wenn man Waffenexporte einschränken will, dann
helfen nur klare Verbote ohne jede Ausnahme. Dafür
steht die Linke, und zwar nur die Linke.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN � Dr. Martin Lindner 
[Berlin] [FDP]: In alter Tradition!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt der Kollege
Philipp Mißfelder das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Philipp Mißfelder (CDU/CSU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kollegen! Herr van Aken, ich muss schon
ein paar Dinge richtigstellen, die Sie hier aus meiner
Sicht falsch dargestellt haben. Sie haben sich wieder auf
diese Zahlenspielerei eingelassen � es gibt große Diffe-
renzierungen bei der Zählweise: In manchen Statistiken
sind wir nicht auf Platz drei, sondern auf Platz sechs � 
und dabei unter den Tisch fallen lassen, dass das, was die
Regierung im Rahmen des Rüstungsexportberichts prä-
sentiert, ein Höchstmaß an Transparenz herstellt. Wir
schaffen Transparenz, weil wir in der Tat alles, was im
weitesten Sinne mit Rüstung zu tun hat � hier geht es 
nicht zwangsläufig um Waffen �, in den Bericht aufneh-
men.

(Klaus Barthel [SPD]: Das haben Sie aber
nicht freiwillig gemacht, sondern das ist
Rechtslage seit 2000! Da bleibt Ihnen gar
nichts anderes übrig!)

Das machen nicht alle Länder auf der Welt; aber die
Bundesregierung hat es gemacht. Insofern zeugt die Sta-
tistik von einem Höchstmaß an Transparenz.

(Klaus Barthel [SPD]: Die haben wir
eingeführt!)

� Ich lobe gleich noch die SPD.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Aber
nicht zu viel!)

Beruhigen Sie sich doch! Ich lobe Sie doch gleich dafür,
dass Sie von der SPD zu Zeiten, in denen Sie regiert ha-
ben, wenig Probleme damit hatten, in genau dieselben
Länder, über die wir in den vergangenen Monaten disku-
tiert haben, Rüstungsgüter zu exportieren. Es war auch
außenpolitisch richtig, es so zu machen. Ich verstehe
dann allerdings nicht, dass Ihr Kanzlerkandidat vollmun-
dig ankündigt, den Hebel umzulegen und bei der Rüs-
tungsexportpolitik eine andere Richtung einzuschlagen.
Was soll denn das für eine Richtung sein? Soll es die
Richtung von Schröder und Fischer sein: noch mehr
Exporte? Oder will man das mit Augenmaß angehen, so
wie wir es machen, in der Kontinuität dessen, was wir in
der Großen Koalition gemeinsam getan haben? Viele
Rüstungsgeschäfte, die sich erst jetzt in der Statistik ab-
bilden, haben wir in der Großen Koalition eingeleitet. Da
saßen Sie mit uns zusammen in der Regierung. Deshalb
ist das, was die SPD hier heute aufführt, einfach nur ge-
spieltes Theater. Denn die Empörung, die Sie hier nach
außen tragen, können Sie nicht wirklich ernst meinen.

Helmut Schmidt hat zu Beginn der 80er-Jahre, zwi-
schen 1978 und 1981, in groben Zügen genau die Ge-
heimhaltungsregeln auf den Weg gebracht � er konnte 
sich am Ende mit den Vorschlägen nicht durchsetzen �, 
die wir heute haben. Sein damaliger Mitarbeiter im Bun-
deskanzleramt, Peer Steinbrück � er war zwar nicht un-
mittelbar daran beteiligt, aber er eifert Helmut Schmidt
Zug um Zug nach �, sollte wissen, was der große Mentor 
und Übervater der SPD zur damaligen Zeit von sich ge-
geben hat.

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Es wurde im Übrigen auch über Saudi-Arabien geredet.
Man hatte damals keine Bedenken, mit Saudi-Arabien
Gespräche zu führen �

(Klaus Barthel [SPD]: Das wurde ja 1982 ge-
stoppt! Deswegen gab es ja die Richtlinien!
Das ist Geschichtsklitterung! Wir haben das
1982 schon geändert!)

auch wenn es nachher nicht zu dem Geschäft gekommen
ist. Die Empörungskompetenz, die Sie hier heute bewei-
sen, hatten Sie damals nicht; sie erlahmt erstaunlicher-
weise immer dann, wenn Sie regieren. Insofern ist das,
was Sie machen, absolut verantwortungslos. Wir sollten
nicht sensibelste Punkte der deutschen Außenpolitik
zum Gegenstand parteipolitischer Auseinandersetzung
machen. Diesen Konsens lösen Sie zunehmend auf;

(Klaus Barthel [SPD]: Ach!)

das gilt sowohl für die Grünen als auch für die SPD,
meine Damen und Herren. Ich werbe dafür, dass man
mit der außenpolitischen Rationalität, mit dem realpoliti-
schen Ansatz, für den wir in der Rüstungsexportpolitik
stehen, auch in Zukunft verantwortungsbewusst umgeht.



27102 Deutscher Bundestag � 17. Wahlperiode � 219. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 31. Januar 2013

Philipp Mißfelder

(A) (C)

(D)(B)

Es macht sich wirklich niemand an dieser Stelle das
Leben leicht. Wir haben es gestern bei der Mali-Debatte
erlebt; wir haben es bei der Afghanistan-Debatte erlebt.
Hier redet doch niemand aus unserer Fraktion oder aus
der FDP-Fraktion in Schwarz-Weiß-Bildern.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Schwarz-Gelb ist viel schlimmer!)

Wir wissen, dass wir es oft mit sehr schwierigen Partnern
zu tun haben. Trotzdem hat Deutschland als Industrie-
nation, als Exportnation auch Interessen. Zu den deut-
schen Interessen gehört zum Beispiel, dass wir im Mitt-
leren Osten Stabilität brauchen.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Hört! Hört!)

Dazu gehört auch, dass wir in Afrika Partner, auf die wir
setzen, stark machen wollen, damit sie sich selbst helfen
können.

(Klaus Barthel [SPD]: Libyen! Saudi-Arabien! �
Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Gaddafi!)

Dazu gehört die Ausbildung; dazu gehört aber auch die
Bereitstellung von militärischer Unterstützung. Das ist
bei Rüstungsgütern nun einmal der Fall. Wenn Sie sich
vorstellen, dass in Mali nicht die Franzosen eingreifen
müssten, sondern wir es in Mali mit starken ECOWAS-
Verbänden zu tun hätten, die vernünftig ausgebildet und
auf die Herausforderung vorbereitet gewesen wären, wä-
ren die Möglichkeiten größer, dass sich die Europäer und
an dieser Stelle die Franzosen zurückhalten könnten. Die
Ertüchtigung unserer Partner und Verbündeten nach ei-
nem realpolitischen Abwägungsprozess � wir wägen 
auch nach moralischen und ethischen Kriterien ab � wol-
len wir vorantreiben.

(Klaus Barthel [SPD]: Modell Libyen!)

� Zu Libyen hat Ihnen doch gestern schon der Außen-
minister gesagt: Wer hat denn im Zelt von Gaddafi ge-
sessen? Wer hat denn Herrn Gaddafi den Teppich ausge-
rollt und es ermöglicht, dass er sein Zelt im Tiergarten
aufschlägt? Das war doch nicht die CDU/CSU; das war
ein Bundeskanzler, den Sie getragen haben. Dagegen ha-
ben Sie nichts gesagt, überhaupt nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb hören Sie doch mit solchen Zwischenrufen auf!

Ich sage Ihnen: Es gibt in diesem Zusammenhang
keine Entscheidung der Bundesregierung, die mit Jubel
oder mit großer Euphorie getragen wird. Vielmehr ist es
eine realpolitische nüchterne Abwägung, bei der unsere
Interessen und unsere Wertmaßstäbe immer miteinander
kollidieren. Das ist bei fast allen Auslandseinsätzen der
Bundeswehr so; das ist bei vielen bilateralen Abkommen
von der Rohstoffpolitik bis hin zu Verträgen bei anderen
wirtschaftlichen Themen, die wir mit schwierigen Part-
nern beraten, der Fall. Es ist eben nicht alles schwarz
und weiß. In der Außenpolitik gibt es vielmehr sehr viele
Graubereiche. Da muss man nüchtern und realpolitisch
antworten.

Ich komme zurück zu Helmut Schmidt. Ich finde, das,
was er in seinen Büchern dazu schreibt, was er als Bun-
deskanzler gesagt und getan hat, sollte Sie ermahnen.
Daran sollten Sie sich wirklich mehr orientieren. Demo-
kratie lebt ja vom Wechsel. Nicht dieses Jahr, aber ir-
gendwann wird auch wieder Verantwortung auf Sie zu-
kommen. Ich hoffe, dass Sie dann auch so viel Vernunft
aufbringen, dass Sie eine solche außenpolitische Kom-
petenz zurückgewinnen.

Das, was Sie in den letzten Wochen und Monaten von
sich gegeben haben, reicht schon jetzt für eine Samm-
lung, die man an dem Tag einer SPD-Regierungsbeteili-
gung vortragen kann, an dem Sie sämtlichen Rüstungs-
exporten wieder zustimmen werden, so wie Sie es auch
in der Vergangenheit getan haben. Das ist es, was ich Ih-
nen vorwerfe: dass Sie überhaupt nicht konsequent sind
in Ihrem vergangenen Regierungshandeln und in dem
Oppositionsgerede, das Sie heute von sich geben.

Ein letzter Punkt zur Rüstungsindustrie in Deutsch-
land insgesamt: Es hängen viele Arbeitsplätze daran.
Deshalb kann man diesen wichtigen Wirtschaftszweig
auch nicht leichtfertig aburteilen. Wir beteiligen uns zum
Beispiel an der Global-Zero-Initiative. Außenminister
Westerwelle ist dort seit Jahren aktiv. Wir sind bei vielen
Abrüstungsinitiativen weltweit engagiert. Aber wir glau-
ben trotzdem, dass auch Waffen, verbunden mit dem
rechtsstaatlichen Gewaltmonopol, zur außenpolitischen
Konzeption gehören. Für eine waffenfreie Welt kann
man gern sein; man kann sich dafür gern einsetzen. Aber
es ist in erster Linie Träumerei. Deshalb sind wir nach
der klaren Maßgabe unserer Richtlinien, nach einer
strengen Rückkopplung auch hier und einer permanen-
ten öffentlichen Überprüfung der Diskussion � nichts an-
deres machen wir hier seit anderthalb Jahren; wir disku-
tieren häufig über die Frage der Rüstungsexporte � der 
Meinung, dass die Unterstützung des Gewaltmonopols
einzelner Staaten auch durch Rüstungsexporte stattfin-
den kann.

Eines noch zu den Arbeitsplätzen: Ich bin der festen
Überzeugung, dass die deutsche Rüstungsindustrie wei-
terhin eine gute Zukunft braucht, nicht nur für die Ar-
beitsplätze, sondern auch als Technologieträger für ganz
andere technologische Entwicklungen. Die Vergangen-
heit hat doch gezeigt, dass die Rüstungsfirmen in
Deutschland zum technologischen Fortschritt beigetra-
gen haben. Hören Sie deshalb mit diesen Diffamierungs-
kampagnen auf!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Als letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt hat

der Kollege Erich Fritz von der CDU/CSU-Fraktion das
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Erich G. Fritz (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen

und Kollegen! Wir führen diese Debatte heute zum x-ten
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Male. Ich kann keine wesentlichen neuen Argumente er-
kennen.

(Klaus Barthel [SPD]: Vielleicht erzählen Sie
uns neue!)

Bei dem Beitrag von Herrn Gysi hat sich allerdings
zum ersten Mal meine Bewunderung für seine sprachli-
chen Fähigkeiten

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Da
fangen Sie aber spät an!)

in Mitleid gewandelt. Die Art und Weise, wie Sie sich
selbst politikunfähig machen,

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Ach
Gott!)

ist schon erstaunlich. Eigentlich mag ich mir das nicht
mehr zumuten. Wir sind ungefähr gleich alt. Als Sie den
einzigen Überfall eines europäischen Landes in ein
Nachbarland noch politisch getragen haben, haben alle
Fraktionen, die hier sitzen, schon lange an einer europäi-
schen Friedensordnung gearbeitet, die nie ihresgleichen
hatte und die einen Erfolg gezeitigt hat, von dem auch
Sie heute profitieren. Dass Sie auf diese Art und Weise
verantwortungslos mit den Themen umgehen und durch
Weglassen ganz wichtiger Aspekte

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Welche?)

dazu beitragen, dass es keine verantwortbare Debatte
gibt, nehme ich Ihnen wirklich übel; denn Sie wissen es
ja besser.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das war
aber auch kein Argument!)

� Nein, das war kein Argument. Das war ein Gefühl. 
Aber das muss auch einmal gesagt werden.

Herr Barthel, den ich im Übrigen als freundlichen
Herrn Barthel anspreche, hat dann versucht, den kleinen
Gysi zu machen, und dadurch nachgewiesen, dass die
SPD Opposition am besten kann. Deshalb hat die Erwar-
tung von Philipp Mißfelder, irgendwann könne die SPD
wieder in die Regierungsverantwortung kommen, eine
sehr lange Perspektive. Er ist aber noch ein sehr junger
Abgeordneter.

Lieber Herr Barthel, auch Ihnen war das Thema nicht
wichtig genug, weil Sie es zumindest teilweise für den
bayerischen Landtagswahlkampf genutzt haben.

(Klaus Barthel [SPD]: Ich doch nicht!)

Warum eigentlich? Warum führen Sie die Debatte im
Augenblick so, als wäre das eine Hauptauseinanderset-
zung zwischen Opposition und Regierung? Das ist doch
gar nicht wahr. Sie merken doch ganz genau an den Bei-
trägen, die sich � das gebe ich zu � in den letzten Jahren 
gewandelt haben, dass es dem ganzen Haus darum geht,
auf einige entscheidende Fragen Antworten zu finden.

(Klaus Barthel [SPD]: Schön wär�s!)

Diese Fragen müssen vor dem Hintergrund von si-
cherheits- und außenpolitischen Debatten beantwortet
werden.

(Klaus Barthel [SPD]: Hab ich ja gesagt!)

Ich freue mich, dass Herr Schockenhoff und Herr
Kiesewetter heute Morgen in der Afghanistan-Debatte
erneut eingefordert haben, dass wir eine solche Debatte
brauchen. In diesem Zusammenhang müssen wir über
die Zukunft der Bundeswehr, die eine irrsinnige Verän-
derung vor sich hat, reden und darüber, was das für de-
ren Ausstattung bedeutet. Wir müssen auch über die Ver-
änderung der NATO reden, die ebenfalls Konsequenzen
zu erwarten hat.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das muss
man dringend überlegen!)

Sie aber erfinden und polemisieren den Begriff �Merkel-
Doktrin�. Das ist einfach unfair.

(Klaus Barthel [SPD]: Habe ich nicht erfun-
den!)

� Nein, aber Sie benutzen ihn als politischen Kampfbe-
griff. � Was hat sie denn gesagt? Sie hat gesagt, dass Si-
cherheit nicht nur auf militärische Weise betrachtet wer-
den muss, nicht nur als Konflikt zwischen Staaten,
sondern dass die Sicherheit heute bedroht ist durch Dro-
genwege, durch Menschenhandel,

(Klaus Barthel [SPD]: Die Kernbotschaft war,
Waffen statt Soldaten hinzuschicken!)

durch Schwächen in der Grenzsicherung. Herr
Kiesewetter und ich waren vor Weihnachten in Libyen
und haben mitbekommen, welche Probleme es gibt, die
Grenze, die eigentlich nicht zu sichern ist, vor Drogen,
Menschenschmuggel, Waffenschmuggel und Einsickern
von Kräften, die man nicht gebrauchen kann, zu schüt-
zen.

(Klaus Barthel [SPD]: Du musst mal über
Geldwäsche reden!)

Das sind riesige Probleme. Darüber zu diskutieren, hat
doch vordergründig nicht mit Waffenexporten zu tun,
sondern mit einer internationalen Gemeinschaft, in der
jeder in der Lage ist, am Frieden mitzubauen. Man muss
die Debatte so führen, dass die richtigen Wege gefunden
werden. Wir müssen sie auf europäischer Ebene finden;
aber Deutschland kann einen wesentlichen Beitrag dazu
leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Nicht immer liegt es an Deutschland, wenn etwas
nicht funktioniert. Wir reden seit vielen Jahren darüber,
dass wir uns um eine verstärkte europäische Kooperation
bemühen müssen. Warum konkurrieren auf der Welt un-
terschiedliche Jagdflugzeuge miteinander? Liegt das an
Deutschland?

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Unter anderem! � Wolfgang Gehrcke [DIE 
LINKE]: Ist das das Problem?)
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� Nein, das ist nicht das Problem. Aber das behindert 
den Fortschritt, wenn es um die Reduzierung und Kon-
zentration auf die Ausstattung der Bündnisstreitkräfte
und der europäischen Streitkräfte geht.

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Deshalb ist das ein wichtiger Aspekt, den man nicht
vergessen darf.

Ich kann nicht alle Aspekte ansprechen, weil die Zeit
so schnell vorbeigeht. Ich möchte mich aber noch an die
Kollegin Katja Keul wenden. Sie haben über die Not-
wendigkeit der europäischen Kooperation gesprochen
und haben das, was wir erreicht haben, ein wenig klein-
geredet. Nun sind Sie noch nicht so lange im Deutschen
Bundestag. Ich dagegen bin schon sehr lange im Bun-
destag und kann mich deshalb an eine Zeit erinnern, in
der es in Europa keine Dual-Use-Verordnung gab, die in
Deutschland inzwischen unmittelbares Recht ist. Es gab
keinen Gemeinsamen Standpunkt; vielmehr war der
Weg zu einem unverbindlichen Kodex noch sehr weit.
Es gab keine Europäische Rüstungsagentur, über deren
Wirksamkeit und Sinn man im gegenwärtigen Zustand
durchaus diskutieren kann. All das zeigt: Wir waren
noch ganz am Anfang.

Der geltende Rechtsrahmen ist vielleicht nicht ideal.
Ich würde auch sagen, dass er wesentliche Anforderun-
gen, zum Beispiel die Endverbleibskontrolle, nach wie
vor nicht regelt. Wir können aber nicht so tun, als könn-
ten wir völlig unabhängig ein Konzept entwickeln; denn
wenn wir eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik Europas wollen, dann muss die Entwicklung in dieser
Hinsicht parallel verlaufen. Der geltende Rechtsrahmen
verlangt von einigen Partnerstaaten, noch viel höhere
Hürden zu überspringen, als sie es bisher bereit waren.
Allein das Vorgehen der Franzosen, das letzte Woche
einmütig für positiv befunden wurde, macht deutlich,
dass es unterschiedliche Ansätze, unterschiedliche
Kulturen in der Sicherheitspolitik gibt. Dem folgt die
Ausstattungs- und die Rüstungswirtschaftspolitik, die
ein Zusammenkommen nicht so einfach macht. Die an-
deren werden nicht bereit sein, zu sagen: Nach dem
deutschen Wesen soll die europäische Sicherheits- und
Verteidigungspolitik genesen.

Ich schließe mich dem Kollegen Stinner voll an, auch
was die Erwartungen, die wir an die Bundesregierung
haben, angeht. Ich hoffe, dass wir einen Schritt weiter-
kommen und dass dieser Schritt dazu beiträgt, dass man
das, was man verwirklichen kann, sinnvollerweise ge-
meinsam tut. Ansonsten befürchte ich, dass aufgrund des
üblichen Spiels, das hier betrieben wird, aus grundsätzli-
chen Erwägungen, die nichts mit der Sache zu tun haben,
ein Scheitern in Kauf genommen wird.

Ich ermuntere Sie, die Debatte fortzuführen, und zwar
in einer Art und Weise, dass man einander zuhört, aufei-
nander zugeht und die grundsätzlichen Erfordernisse,
mit denen wir als großes Land in der Mitte Europas, als
wichtiger Bündnispartner und als eine führende Nation
in der Europäischen Union konfrontiert sind, nicht aus
den Augen verliert.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 17/10842 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung ist
jedoch strittig. Die Fraktionen der CDU/CSU und der
FDP wünschen Federführung beim Ausschuss für Wirt-
schaft und Technologie. Die Fraktion Die Linke wünscht
Federführung beim Auswärtigen Ausschuss.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion Die Linke, also Federführung
beim Auswärtigen Ausschuss. Wer stimmt für diesen
Überweisungsvorschlag? � Wer stimmt dagegen? � Ent-
haltungen? � Der Überweisungsvorschlag ist abgelehnt 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der SPD-
Fraktion bei Zustimmung der Linken und der Grünen.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP,
Federführung beim Ausschuss für Wirtschaft und Techno-
logie. Wer stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? � 
Gegenstimmen? � Enthaltungen? � Der Überweisungs-
vorschlag ist mit umgekehrtem Stimmenverhältnis ange-
nommen.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage 17/11785
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse
vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? � Das ist 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie
auf Drucksache 17/12098. Der Ausschuss empfiehlt unter
Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung
des Antrags der Fraktion der SPD auf Drucksache 17/9188
mit dem Titel �Frühzeitige Veröffentlichung der Rüs-
tungsexportberichte sicherstellen � Parlamentsrechte über 
Rüstungsexporte einführen�. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? � Gegenstimmen? � Enthaltungen? � 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion Die
Linke bei Gegenstimmen der SPD und der Grünen.

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
auf Drucksache 17/9412 mit dem Titel �Rüstungsexporte 
kontrollieren � Frieden sichern und Menschenrechte wah-
ren�. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? � 
Gegenstimmen? � Enthaltungen? � Die Beschlussemp-
fehlung ist angenommen mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak-
tionen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 40 a bis 40 f und
40 h auf:

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Struk-
turreform des Gebührenrechts des Bundes

� Drucksache 17/10422 �

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Rechtsausschuss
Haushaltsausschuss


